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Auf den Punkt gebracht

Was wir in diesen Tagen und Wochen erleben, ist für uns alle eine 
noch nie dagewesene Herausforderung: Zu Hause bleiben, aus­
harren, Abstand wahren. Doch währenddessen machen Unzählige  
draußen weiter ihre Arbeit. Nur dank jenen funktioniert unsere  
Gesellschaft weiter.
Ärzte und Pflegekräfte erbringen ohnehin schon unermüdlichen 
Einsatz und Bereitschaft. Doch in dieser Krise leisten sie Un­
glaubliches. Dafür zollen wir ihnen unseren größten Respekt und 
sagen Danke. Auch Polizisten und Feuerwehrleute sorgen für die 
Erfüllung unserer Grundbedürfnisse, ebenso wie Mitarbeiter der 
Energie- und Wasserbetriebe und viele freiwillige Helfer. Ebenso 
danken wir allen Experten, die versuchen, in dieser Krise einen  
kühlen Kopf zu bewahren und für uns alle schwere Entschei­
dungen treffen müssen. Schön, dass gerade in diesen Tagen der 
öffentliche Dienst wieder eine ganz besondere Wertschätzung 
erfährt. Was wären wir ohne sie?
Sie alle haben den besten Gesundheitsschutz und die beste  
Arbeitssicherheit verdient. Dafür stehen wir – nicht nur in Krisen­
zeiten. 
Wenn wir jetzt zu Hause bleiben sollen, um nicht noch mehr  
Menschen zu infizieren, dann tun wir das. Doch viele Helfer  
bleiben unermüdlich für uns im Einsatz  – wir bleiben für Sie  
daheim!

Digital und sicher unterwegs

Smartphones, Tablets und Laptops sind im Beruf zu unverzicht­
baren Begleitern geworden. Nutzt man sie während der Fahrt im 
Auto, ist man abgelenkt und das Unfallrisiko steigt erheblich. Was 

Stufe statt Sprosse� Seite 12
Ob durch Abrutschen, Wegrutschen oder Gleichgewichtsverlust: 
Leitern gehören leider zu den unfallträchtigsten Arbeitsmitteln. 
Die neue TRBS  2121 Teil  2 schafft klare Regelungen. Doch diese 
sorgen auch für Unsicherheiten. Was ist noch erlaubt, was nicht? 
Ein Experte antwortet. 
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Sicher schwimmen können� Seite 14
Wasser ist für Kinder faszinierend und gefährlich zu gleich.  
Deshalb sollten Kinder frühzeitig den vertrauten Umgang mit  
Wasser einüben und angstfrei schwimmen lernen. Jetzt gibt es  
dafür von der gesetzlichen Unfallversicherung ein völlig neu  
aufbereitetes Unterrichtsmaterial.

Fo
to

: ©
 M

on
ke

y B
us

in
es

s I
m

ag
es

/S
hu

tte
rs

to
ck

.c
om

2      i p u n k t  1 / 2 0 2 0

I n h a l t



Diesem Heft liegt bei:
Memocard UV-Index auf Seite 17
SiBe-Report 1/2020 und 2/2020
alle Schulen erhalten: Pluspunkt 2/2020

Fehlte etwas? Telefon (0 35 21) 72 43 14

Informationen für Sicherheitsbeauft ragte – Ausgabe 1/2020SiBe-Report

Am 20. Oktober 1919 beschloss der Ver-

band der Deutschen Berufsgenossen-

schaft en in allen größeren Betrieben 

dieses neue Ehrenamt einzuführen – 

damals hieß es noch Unfallvertrauens-

mann. Hintergrund dieser Neuerung 

war die hohe Zahl der Arbeitsunfälle in 

jener Zeit. Das Jahr 1917 brachte einen 

traurigen Rekord: 7.904 tödliche Arbeits-

unfälle wurden aus deutschen Betrieben 

gemeldet – so viele, wie nie zuvor und 

danach. Wie konnte die Unfallgefahr 

gemindert werden? Die bereits be-

stehenden Maßnahmen und Kontrollen 

reichten off enbar nicht aus. 

Die Beschäft igten eines Betriebes soll-

ten deshalb eine „Vertrauensperson“ 

wählen, die „sich von dem Vorhanden-

sein und der ordnungsgemäßen Be-

nutzung der vorgeschriebenen Schutz-

vorrichtung fortlaufend zu überzeugen, 

vorgefundene Mängel dem Betriebs-

leiter zu melden, aufgrund ihrer Erfah-

rungen und Beobachtungen selbst 

Vorschläge zur Verbesserung der Schutz-

vorrichtungen zu machen, auch das 

Interesse ihrer Arbeitsgenossen für den 

Unfallschutz zu wecken, sowie den mit 

der Überwachung betrauten staat-

lichen oder berufsgenossenschaft lichen 

Aufsichtsbeamten bei Betriebs-

besichtigungen zu begleiten“ habe.* 

Diese Vertrauensperson, die im Betrieb 

Ansprechpartner ist für alle Fragen von 

Sicherheit und Gesundheit bei der Ar-

beit, gibt es bis heute. „Aktuell leisten 

670.000 Sicherheitsbeauft ragte ihren 

Beitrag zum Arbeitsschutz in Deutsch-

land“, sagt Dr. Stefan Hussy, Hauptge-

schäft sführer der Deutschen Gesetzlichen 

Unfallversicherung (DGUV): „Sie ver-

ankern Sicherheit und Gesundheit im Be-

trieb und sind Seismografen für Probleme 

oder akut auft retende Gefährdungen. Das 

macht ihre Arbeit so wertvoll für den Ar-

beitsschutz. Wir freuen uns deshalb, 

dass so viele Sicherheitsbeauft ragte an 

unseren Fortbildungen teilnehmen.“ 

Ihr Aufgabenspektrum hat sich in den 

100 Jahren allerdings stark gewandelt – 

so wie die Arbeitswelt selbst. Stand im 

Jahr 1919 noch die praktische Unfallver-

hütung im Mittelpunkt, gewinnen heute 

Fragen von Gesundheitsschutz und 

der Verhütung von arbeitsbedingten 

Gesundheitsgefahren an Bedeutung. 

Neben der fachlichen Qualifi kation 

werden methodische und soziale 

Kompetenzen immer wichtiger. 

Geblieben ist bei allem Wandel die be-

sondere Qualität der Arbeit, die Sie als 

SiBe leisten: Sie sind ansprechbar für 

Kolleginnen und Kollegen, Sie können 

unmittelbar auf Mängel hinweisen und 

Ihre Ideen für mögliche Verbesserungen 

einbringen. 

Für Sicherheit und Gesundheit im Be-

trieb sind Sie – damals wie heute – 

unverzichtbar. Die gesetzliche Unfall-

versicherung und Millionen von Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmern 

danken Ihnen für Ihr Engagement!

*  Niederschri�  über die Sitzung des Geschä� s-

führenden Ausschusses des Verbandes der 

Deutschen Berufsgenossenscha� en am 

20. Oktober 1919. In: Die Berufsgenossen-

scha� . Zeitschri�  für die Reichs-Unfallver-

sicherung, Ausgabe 1/1920, Seite 5.

100 Jahre 
Sicherheits-

beauftragte

Rundes Jubiläum für unverzichtbare 

Säulen im Arbeitsschutz

Seit 100 Jahren gibt es in deutschen Betrieben das Amt des Sicherheits-

beau� ragten. Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen haben in diesem Zeitraum 

viel dazu beigetragen, die Arbeitswelt sicherer und gesünder zu gestalten. 

Ein Rückblick und ein Dankeschön.
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Informationen für Sicherheitsbeauft ragte – Ausgabe 2/2020

SiBe-Report
Fahrgerüst statt Leiter: Sicherheit braucht PlanungFür Arbeiten in der Höhe sind Leitern nur sehr begrenzt einsetzbar. 

Fahrgerüste gelten als sichere Alternative, schützen Beschä� igte aber nur 
dann vor einem  Absturz, wenn sie bestimmungsgemäß verwendet werden.

Der richtige Einsatz von Fahrgerüsten beginnt bei der Beschaff ung. Natürlich muss das gewählte Modell für die ge-planten Arbeitshöhen geeignet sein. Wichtig ist auch, dass das Fahrgerüst passend für die Bodenverhältnisse am Einsatzort ausgestattet ist oder ob z. B. zusätzliche Abstützungen erforderlich sind. Hilfreich für die Kaufentscheidung ist außerdem u. a., ob die in der Höhe vorgeschriebenen Ballastgewichte im Lieferumfang enthalten sind.

Sichere Montage, sichere Verwendung
Fahrgerüste müssen exakt nach den Angaben der mitgelieferten Aufbau- und Verwendungsanleitung montiert werden. Beschäft igte, die das erledigen, sollten zuverlässig und vor allem in der Lage sein, die Montageanleitung zu lesen und zu verstehen. Es gilt u. a.:

• Fahrgerüste senkrecht aufb auen (Kontrolle mit Wasserwaage!) 
• Stabilen Untergrund wählen. Auf  weichen oder brüchigen Unter-gründen können Fahrrollen und Ausleger einsinken oder absacken

• Höhenunterschiede und Boden-unebenheiten bei höhenverstell baren Fahrrollen mit Spindeln ausgleichen
Entscheidend für Stabilität und Sicher-heit sind Ballastgewichte bzw. Ab-

stützungen, die ab einer in der Montage-anleitung angegebenen Höhe montiert werden müssen. Wichtig ist auch, dass die Geländer, die später vor einem  Absturz schützen sollen, vollständig und sicher angebracht werden.

Nicht zweckentfremden
Die Versuchung, ein Fahrgerüst als  Personentransportmittel zu verwenden, mag manchmal groß sein. Trotzdem ist es absolut verboten, ein Fahrgerüst zu verschieben, während eine Person sich auf der Arbeitsplattform befi ndet. 

So hilfreich Fahrgerüste sind, haben sie häufi g eine ungünstige Eigenschaft : Sie kippen beim Verschieben leicht, auch wenn sie nicht beladen sind. Achten Sie darauf, dass die Kollegen 

die  Arbeitshilfen nie von der Breitseite her anschieben, also in Querrichtung, sondern nur in Längs- oder Diagonal-richtung bewegen. 

Für Arbeiten auf dem Fahrgerüst gelten diese Sicherheitsregeln:
• Vor dem Aufstieg die Bremsen der Fahrrollen betätigen und das Gerät festsetzen.

• Kontrollieren, ob das Fahrgerüst sicher steht.
• Das Fahrgerüst nur auf der Innen-seite besteigen, nie versuchen, an der  Außenseite nach oben zu klettern: Kippgefahr!

• Während der Arbeit auf dem Fahrge-rüst das Körpergewicht weder abrupt noch einseitig verlagern (Springen, Hinauslehnen oder Gegenlehnen), um die Kippgefahr zu minimieren.
• Die zulässige Maximal-Belastung von Gerüst und Plattform nie überschreiten.• Fahrgerüste nie bei Windstärken > 6 (~ 45 km/h) verwenden.

• Nach der Arbeit das Fahrgerüst sicher verankern und gegen unbefugtes Benutzen sichern.

Beschäft igte, die auf Fahrgerüsten  arbeiten, müssen regelmäßig über  Gefährdungen und Sicherheitsmaß-nahmen unterwiesen werden. Man muss sich darauf verlassen können, dass die Beschäft igten alle Regeln einhalten.
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Gute Elternarbeit in der Schule

Voll engagiert

2|2020
Sicherheit & Gesundheit in der Schule 

Gesundheit Corona-Infektionen vermeiden

Recht Versicherungsschutz bei Insektenstichen

Prävention Neue Branchenregel für Schulen

müssen Verantwortliche und Fahrende beachten, wenn mobile 
Endgeräte im Auto sicher genutzt werden sollen. Regel Nummer 
eins: Sicherheit geht vor.
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Schulgesundheitsforum� Seite 34
Prof. Klaus Hurrelmann eröffnet am 14.  November 2020 das  
neunte Schulgesundheitsforum an der Uni Leipzig. Profitieren Sie 
von den hochkarätigen Referenten und der riesigen Themenaus­
wahl. Lassen Sie sich zum Mitmachen verführen und sammeln Sie 
Impulse für Ihren Schulalltag.
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Mobile Endgeräte werden im Zuge der  
Digitalisierung immer stärker in Geschäfts­
prozessen und in vielen Lebensbereichen 
genutzt. Sie sorgen dafür, dass Arbeit in 
vielen Bereichen effizienter, mobiler und 
komfortabler erledigt werden kann. Be­
schäftigte, die noch vor wenigen Jahren 
auf Büro, Schreibtisch und stationäre 
Computer angewiesen waren, können 
heute von zu Hause aus oder auf dem Weg 
zum nächsten Termin im Zug oder Flug­
zeug Mails beantworten, Präsentationen 
erstellen oder verschiedene berufliche 
Termine koordinieren. Gleichzeitig erge­
ben sich auch Herausforderungen für die 
Gestaltung sicherer und gesunder Arbeit, 
Führung, qualifizierter Unterweisungen 
und eigenverantwortlichen Handelns der 
Beschäftigten.

Das gilt ganz besonders, wenn nicht die 
eigentliche Arbeit am mobilen Endgerät, 

etwa am Laptop im Zug oder im Home- 
office, sondern eine beanspruchende  
Tätigkeit wie das Fahren von Straßenfahr­
zeugen im Vordergrund steht. Hier stehen 
spezifische Apps für Smartphones und 
mobile Navigationsgeräte zur Verfügung. 
Navigationsanwendungen, Verkehrsinfor­
mationsdienste, On-board-Units oder auch  
Assistenzfunktionen, die nicht vom Her­
steller mit dem Fahrzeug ausgeliefert 
werden, nehmen stetig zu. Taxi- und Lkw-
Fahrende kommen längst nicht mehr ohne 
mobile Endgeräte für den Informations­
austausch zwischen Disponenten und 
Kunden aus. Auch die Vernetzung von 
Ampeln, Verkehrsleitsystemen und Mobil­
funkgeräten wird in Zukunft noch weitere 
Funktionen erlauben.

Nicht zu übersehen ist in diesem Zusam­
menhang, dass sich die Gewohnheiten im 
Medienkonsum und der Kommunikation 

drastisch geändert haben. Permanente 
Verfügbarkeit und individualisierte Unter­
haltung sind vielen Nutzergruppen wichtig 
und werden von Unternehmen durch ent­
sprechende Business Cases nachhaltig 
verstärkt.

„Das Ziel muss sein, 
eine entspannte und sichere 

Fahrweise zu erreichen.“

Smartphone, Tablet und Laptop im Auto: 
Herausforderungen
Die kurze Aufzählung von Geräten und 
Anwendungen zeigt, dass aus Sicht der 
Ergonomie zwei zunächst unabhängige 
Aufgabenbereiche immer stärker durch­
mischt werden: die Fahraufgabe und die 
Aufnahme zusätzlicher Informationen. 
Viele der Informations- und Kommunika­
tionsfunktionen können vor allem auf der 
Manöver- und Navigationsebene sinnvoll 

Smar tphones, Tablets und Laptops sind im Beruf zu unver zichtbaren Begleitern geworden. 
Nutzt man sie während der Fahr t im Auto, ist man abgelenkt und das Unfallr isiko steig t erheblich. 

Was müssen Vorgesetzte, Fahrer und Fahrerinnen beachten, 
wenn mobile Endgeräte im Auto sicher genutzt werden sollen?

Digital und sicher unterwegs
Mobile Endgeräte im Fahrzeug
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unterstützend wirken. Sie können Kom­
fort, Fahreffizienz und Sicherheit erhöhen. 
Mobile Navigationssysteme sind ein Bei­
spiel hierfür.
Fahrerinnen und Fahrer dürfen aber nicht 
von unnötigen oder schlecht gestalteten 
Informationen abgelenkt oder überfordert 
werden. Da die Ressourcen des Menschen 
für Wahrnehmung und Informationsver- 
arbeitung begrenzt sind, müssen sich die 
Gestaltung und Nutzung von Informations- 
und Kommunikations- (IuK) Systemen an 
der Aufgabe der Fahrenden orientieren.

Nutzung von mobilen Endgeräten  
und höheres Unfallrisiko
Der Zusammenhang zwischen der Nutzung 
mobiler Endgeräte, die als Informations­
systeme im Fahrzeug genutzt werden, und 
erhöhtem Unfallrisiko ist unbestritten: 
Den Blick bei einer Fahrt mit einer Ge­
schwindigkeit von 100 Stundenkilometern 
nur Sekunden abzuwenden, reicht aus,  
um 27  Meter Fahrtstrecke im Blindflug 
vorbeirauschen zu lassen. Eine Studie 
des Virginia Tech Transportation Instituts 
fand heraus, dass sich durch Nutzung 
von mobilen Geräten während der Fahrt, 
etwa beim Lesen und Schreiben von Text­
nachrichten, die Unfallwahrscheinlichkeit 
beinah verzehnfacht. Wird das Gerät in 
der Hand gehalten, ist das Risiko sogar 
noch höher. Denn gerade beim Lesen und 
Schreiben von Textnachrichten kommen  
kognitive Leistungen mit visuellen (Blick­
abwendungen) und motorischen (Tippen) 
Aktivitäten zusammen, was die Fokussie­
rung auf das Verkehrsgeschehen erheblich  
beeinträchtigt.

Trotzdem ist es nicht einfach, die Aus­
wirkungen der Nutzung digitaler Geräte 
im Straßenverkehr realistisch zu beziffern. 
Derzeit wird Ablenkung als Unfallursache 
polizeilich nur ungenau ermittelt oder 
statistisch erfasst. Deshalb ist die Sensi­
bilität für Verkehrsgefährdungen durch 
die Nutzung mobiler Geräte am Steuer 
vergleichsweise gering. Dabei spricht ihre 
flächendeckende Verbreitung in Kombina­
tion mit dem Ablenkungspotenzial bei der 
Nutzung deutlich dafür, dass ein großer 
Anteil der Verkehrsunfälle in Deutschland 
auf Ablenkung durch IuK-Systeme zurück­
zuführen ist. Diese Annahme wird durch 
verschiedene Erhebungen beispielsweise 
in den USA bestätigt.

Neue gesetzliche Regelungen in  
der Straßenverkehrs-Ordnung
Der Gesetzgeber hat auf die Digitalisie­
rung und die damit verbundenen neuen 
Gefahren reagiert und entsprechende Re­
gelungen in der Straßenverkehrs-Ordnung 
(StVO) angepasst. Seit dem 19.  Oktober 
2017 gilt eine neue Fassung, nach der alle 
elektronischen Geräte, die „der Kommu­
nikation, Information oder Organisation“ 
(§  23 Abs.  1 a StVO) dienen, während der 
Fahrt durch die Fahrenden nicht aufge­
nommen und gehalten werden dürfen. 

Bei Geräten, die sich in einer Halterung  
befinden oder fest im Fahrzeug verbaut 
sind, ist die Bedienung mit „kurze(r)  … 
Blickabwendung vom Verkehrsgeschehen“ 
nicht explizit verboten, die Nutzung über 
eine „Sprachsteuerung und Vorlesefunkti­
on“ sogar ausdrücklich erlaubt. Unabhän­
gig von den hier konkret beschriebenen 
Anwendungsbereichen, müssen Verkehrs­
teilnehmer und Verkehrsteilnehmerinnen 
sich mit „Vorsicht und gegenseitige(r) 
Rücksicht“ (§  1 Abs.  1 StVO) im Straßen­
verkehr verhalten. 

Praktische Hinweise für die Verwendung 
von Smartphone und Co im Auto
Da die zwei sehr komplexen Produkte 
Automobil und IuK-Gerät mit Funktionen 
verbunden werden, müssen einige As­
pekte beachtet werden. Darunter fallen 
die Auswahl der Geräte, deren Einbau und 
auch die Gestaltung der Softwarefunkti­
onen. Hinzu kommt der ordnungsgemäße 
Gebrauch. Um Gefährdungspotenzialen 
entgegenzuwirken und den Anspruch ge­
sundheitsgerechter Arbeitsgestaltung für 
die Beschäftigten zu gewährleisten, müs­
sen Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen für 
eine belastungsoptimierte, ergonomische 
Arbeitsplatzgestaltung im Fahrzeug sor­
gen. Außerdem müssen sie Beschäftigte 
regelmäßig im sicheren Umgang mit mo­
bilen Geräten während der Fahrt schulen 
und für die Gefahren für die eigene und die 
Sicherheit anderer Verkehrsteilnehmender 
sensibilisieren.

Fahrzeugführung und mobile Endgeräte: 
Sicherheit geht vor
Zunächst steht unbedingt das Führen des 
Fahrzeugs im Vordergrund. Dazu gehören 
die Geschwindigkeitsregelung und Spur­
haltung, um das Fahrzeug korrekt zu stabi­

lisieren, Manöver auszuführen und um das 
Fahrtziel zu erreichen.

Viele Informationssysteme können die 
Fahraufgabe erleichtern, ebenso sind  
Telefonate per Freisprecheinrichtung prin- 
zipiell möglich und erlaubt. Daraus kann 
man aber nicht ableiten, dass die Nutzung  
in jeder Verkehrssituation durch jeden 
Nutzer und jede Nutzerin risikofrei ist. 
Nicht alles, was technisch möglich ist, 
ist erlaubt. Nicht alles, was erlaubt ist, 
ist auch immer sicher. Im Zweifelsfall gilt 
deshalb grundsätzlich: Die eigene Sicher­
heit und die der übrigen Verkehrsteil­
nehmenden hat immer Vorrang gegenüber 
eingehenden Anrufen, Navigationsein­
gaben oder Push-Nachrichten. Dann muss 
die Nutzung der mobilen Endgeräte bis zur 
nächsten Pause warten oder bis kritische 
und beanspruchende Fahrsituationen  
vorüber sind.

Der Zusammenhang zwischen der 
Nutzung mobiler Endgeräte, 

die als Informationssysteme im 
Fahrzeug genutzt werden.

Fahrzeugintegration mobiler Endgeräte
Weitere Gefahrenpotenziale lassen sich 
bereits mit einer sorgfältigen Fahrzeug­
integration reduzieren: Da es nicht erlaubt 
ist, mobile Geräte während der Fahrt in  
der Hand zu halten, ist es unbedingt emp­
fehlenswert, sie im Greifraum unterzu­
bringen oder noch besser für eine entspre­
chende softwaretechnische Integration in 
Fahrzeugsysteme zu sorgen, sodass sie 
über das Fahrzeugdisplay genutzt werden 
können.

Ist eine Datenverbindung zwischen dem 
mobilen Endgerät und dem im Fahrzeug 
fest verbauten Bildschirmsystem nicht 
möglich, sollten Halterungen verwendet  
werden, die an das entsprechende Fahr­
zeugmodell angepasst und auf ihr Unfall­
verhalten geprüft sind. Bei den auf dem 
Markt verfügbaren, kostengünstigen Saug­
napf- oder Klemmhalterungen hingegen 
besteht die Gefahr, dass sie sich während 
eines Unfalls oder sogar ohne Fremdein­
wirkung lösen. Von einer Anbringung in 
primären Sichtbereichen in der Wind- 
schutzscheibe ist zudem dringend abzu­
raten, da wichtige Verkehrsobjekte ver­
deckt werden. Geräte dürfen weder den 
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Airbagauslösebereich noch die für die 
Fahrsicherheit relevanten Bedienelemente 
verdecken, das Sichtfeld einschränken 
oder außerhalb des Griffbereichs ange­
bracht werden. Ideal ist eine leicht seit­
liche Positionierung der Halterung im 
Mittelkonsolbereich des Fahrzeuges, um 
eine optimale Erreichbarkeit des Geräts  
zu gewährleisten und die Dauer sowie die 
Frequenz der Blickabwendungen während 
der Fahrt größtmöglich zu reduzieren.

Es ist zu bedenken, dass es einen grund­
legenden Unterschied gibt, ob von einem 
Gerät nur abgelesen wird oder es zu Inter­
aktionen kommt. Häufig ist es sinnvoll, 
Einstellungen und Bedienungen während 
eines Halts vorzunehmen und die unter­
stützenden Informationen während der 
Fahrt mit kurzen Blicken abzulesen. Vielen  
ist nicht bewusst, dass Smartphones, die 
in der Hand gehalten werden, zwar gut 
ablesbar sind. Sobald sie aber in einiger 
Entfernung im Fahrzeug befestigt werden, 
sind die Schriften und Symbole häufig  
zu klein, um zügig und sicher gelesen zu 
werden.

Nutzung mobiler IuK-Geräte  
während der Fahrt
Auch wenn die Bedienung während der 
Fahrt für viele Funktionen erlaubt ist,  
eignet sich nicht jede Verkehrssituation 
für die Interaktion mit einem IuK-Gerät. 
Vor allem die Ablenkungswirkung längerer 
Eingabeprozesse wird von Nutzenden 

häufig unterschätzt. Studien zeigen, dass 
Texting while Driving zu massiven Ab­
lenkungseffekten führt. Ebenso führen 
auch Telefongespräche zu längeren Re­
aktionszeiten, die in kritischen Verkehrs­
situationen nachteilig sind.

Jeder fahrenden Person stehen für die  
Bewältigung der Fahraufgabe und der Ne­
bentätigkeiten nur begrenzte Ressourcen 
zur Verfügung, um rechtzeitig und richtig 
entscheiden und reagieren zu können. 
Wenn die Ablenkung beim Fahren durch 
IuK-Systeme zu kritischen Situationen 
oder Unfällen führt, dann hat das häufig 
mehrere Gründe. Ein generelles Verbot 
würde sicherlich wirken, aber auch den 
Nutzen vieler Systeme verringern.

Auch langfristig ist ein sinnvoller und  
disziplinierter Umgang mit IuK-Systemen 
wichtig. Häufig weicht die anfängliche 
Sorgfalt der Nutzerinnen und Nutzer  
einer zunehmend risikofreudigen, unre­
flektierten Nutzung in nicht geeigneten 
Situationen. 

Das Telefon klingelt, während die Naviga­
tion sich meldet und der Bordcomputer 
warnt. Integrierte Systeme sind häufig  
weniger ablenkend als viele Einzelsysteme,  
da sie es vermeiden, den Fahrenden mit 
nicht aufeinander abgestimmten paralle­
len Meldungen zu traktieren. Die Abstim­
mung stellen häufig die On-Board-Systeme  
der Fahrzeughersteller dar.

Generell sollte die Nutzung während 
der Fahrt in ihrer Dauer kurz, selten und  
jederzeit unterbrechbar sein. Der Um­
gang mit unbekannten Funktionen sollte 
während eines Halts gelernt und nicht im 
„Blindflug“ auf einer vielleicht vertrauten 
Strecke geübt werden. Allerdings spielt 
auch die jeweilige Verkehrssituation eine 
wichtige Rolle. Von Bedeutung sind vor 
allen Dingen die Vertrautheit der fahren­
den Person mit der aktuellen Situation 
und dem Fahrzeug. Das IuK-System darf 
den Fahrer und die Fahrerin nicht unter 
Zeitdruck setzen und Eingaben erzwingen. 
Im Vordergrund steht, dass Fahrende den 
Ablauf und Takt der Interaktion bestimmen 
und jederzeit unterbrechen können, um 
sich dem Straßenverkehr zuzuwenden und 
danach die Interaktion fortzusetzen. Das 
Ziel muss sein, eine entspannte, effiziente 
und sichere Fahrweise zu erreichen, die 
durch Navigationshinweise, Verkehrs­
informationen oder auch beruflich not­
wendigen Informationen unterstützt wird.

Prof. Dr. Klaus Bengler
Lehrstuhl für Ergonomie, 
Technische Universität München
E-Mail: bengler@tum.de

Benno Gross 
Institut für Arbeitsschutz der DGUV (IFA)
E-Mail: benno.gross@dguv.de

Nachdruck mit freundlicher Genehmigung 
aus DGUV-Forum.

Verkehrssicherheit ist langweilig? Nicht 
mit Ralph Caspers. In sechs humorvollen 
Episoden klärt der aus „Wissen macht Ah!“ 
und „Die Sendung mit der Maus“ bekannte 
Moderator zu Themen auf, die Kinder und 
Jugendliche bewegen. Ob Smartphone im 
Straßenverkehr, Führerschein mit 17 oder 
Helmtragen  – für jeden ist etwas dabei. 
Passendes Unterrichtsmaterial für Schüler 
der Klassen fünf bis 13 bringt Verkehrs­
sicherheit zusätzlich ins Klassenzimmer.

www.runtervomgas.de/ 
das-gesetz-der-strasse.html

Das Gesetz der Straße
Die Online-Serie mit Ralph Caspers
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Tipps für den sicheren Arbeitsweg

Ob mit dem Fahrrad, dem Auto oder 
zu Fuß: Schlaue Ideen, wie sich Ver­
kehrsunfälle vermeiden lassen, liefert 
die Präventionskampagne kommmit­
mensch.
www.kommmitmensch.de/schlaue-ideen

Generell gilt: Kommt es auf dem unmittel­
baren Weg von der Arbeit nach Hause  – 
oder umgekehrt  – zu einem Unfall, greift 
die gesetzliche Unfallversicherung. Vo­
rausgesetzt, die versicherte Tätigkeit, also 
das Zurücklegen des Weges, ist der Grund 
für den Unfall. Dann ist das Prinzip der 
sogenannten Unfallkausalität erfüllt. Es 
gibt aber auch den Fall, dass auf dem Weg, 
sei es beim Autofahren, auf dem Fahrrad, 
zu Fuß oder in der Bahn, gleichzeitig eine 
andere, unversicherte Tätigkeit ausge­
übt wird, die den Unfall verursacht haben 
kann. Solche Tätigkeiten sind beispiels­
weise das Telefonieren, Musikhören oder 
das Surfen auf dem Smartphone.

Dienstlich oder privat? 

Wenn die Vermutung besteht, dass die 
Person zum Unfallzeitpunkt telefoniert 
hat, so muss zuerst die Frage beantwortet  

werden, ob es sich um ein dienstliches 
oder privates Gespräch gehandelt hat:
•	 War das Telefonat dienstlich, fällt die 

Beurteilung der Unfallkausalität positiv 
aus: Es besteht Versicherungsschutz, 
auch wenn ein verbotswidriges Handeln 
(Handy am Steuer) vorliegt.

•	 Handelte es sich um ein privates Ge­
spräch, muss die Ursache des Unfalls 
untersucht werden. Betritt beispiels­
weise eine Person zu Fuß die Fahrbahn 
und kommt bei der Untersuchung he­

raus, dass allein die Ablenkung durch 
das Telefonieren der Grund für den Un­
fall war, greift die gesetzliche Unfallver­
sicherung nicht.

Fehlverhalten der Gegenseite

In einigen Fällen kann dennoch entschie­
den werden, dass Versicherungsschutz 
besteht, auch wenn eine gewisse Ab­
lenkung durch das private Telefonieren  
vorliegt. Beispielsweise dann, wenn die 
Untersuchung der Unfallursache ergibt, 
dass der „Unfallgegner“ durch schweres 
Fehlverhalten ganz wesentlich das Un­
glück verursacht hat. 
Doch Versicherungsschutz hin oder her: 
Es ist im eigenen Interesse, während der 
Teilnahme am Straßenverkehr nicht das 
Handy zu benutzen.

Quelle: DGUV arbeit & gesundheit

Auf dem Weg von der Arbeit nach Hause klingelt das Handy. Der Blick wander t zum Display, um das Gespräch  
anzunehmen. In dem Moment passier t es: ein Unfall! Obwohl das Telefonat auf dem Arbeitsweg und damit während 

einer versicher ten Tätigkeit er folg te, greif t nicht automatisch der gesetzliche Unfallversicherungsschutz.

Abgelenkt im Straßenverkehr
Wegeunfälle
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Bei der Auswahl eines Kraftfahrzeugs 
spielen die zu bewältigenden Trans-
portaufgaben, Personenzahl und die ge­
wünschten Fahrleistungen eine zentrale 
Rolle. Besteht darüber hinaus der Bedarf 
an speziellen Zubehörteilen, wie Werk­
stattausbauten für den Kastenwagen oder 
einem Dachträger zum Leitertransport, 
so bieten die Fahrzeugausstatter maßge-
schneiderte Lösungen für die gängigen 
Branchen an. 

In der Gefährdungsbeurteilung hat der 
Unternehmer die mit ihrer Arbeit verbun­
denen Gefährdungen für die Beschäftigten 
zu ermitteln und entsprechende Schutz­
maßnahmen festzulegen. Dabei ist der 
Stand der Technik zu beachten. 
Die Serienausstattung umfasst in fast  
allen Fahrzeugklassen Ausstattungsdetails,  
wie Airbags für Front- und Seitenschutz, 
Brems- und Fahrstabilitätsregelungen wie 
ABS und ESP sowie ausreichenden Kom­
fort für Fahrer und weitere Insassen. 

Für heutige Fahrzeuge wird dazu eine Viel­
zahl von Ausstattungsfeatures angeboten, 
die das Fahren sicherer machen können. 
Sicherlich ist es nicht immer notwendig, 
alle angebotenen Systeme auszuwählen. 
Jedes Feature zeigt seine Stärken in einem 
besonderen Einsatzfall. So hilft eine auto­
matische Einparkfunktion dem Ausliefe­
rungsfahrer eines Dentallabors im Stadt­
verkehr mehr als dem Monteur an einer 
Windkraftanlage, dem eine automatische 
Abstandsregelung auf langen Autobahn­
fahrten einen deutlichen Sicherheitsge­
winn bringt. In der Gefährdungsbeurtei­
lung ist daher festzulegen, über welche 
Ausstattung ein Firmenfahrzeug verfügen 
muss. 

Ulrich Skowronek

Nachdruck mit freundlicher Genehmigung 
der BG ETEM

Autos sind in der Arbeitswelt alltäglich. Wir glauben, auf den ersten Blick feststellen zu können,  
ob sie für eine Transpor taufg abe geeignet sind. Gesetzliche Anforderungen und umfangreiche  

Serienausstat tungen lassen kaum Wünsche of fen. Doch ist wirklich alles Nötige vorhanden?

Alles an Bord? 
Ausstattung von Dienstwagen
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Freisprecheinrichtung 
Prinzipiell ist zu überlegen, ob das Telefonieren  
während der Fahrt überhaupt gestattet werden  
soll. Wenn beim Fahren telefoniert werden muss,  
ist eine Freisprecheinrichtung notwendig. Systeme  
mit Lautsprecher- und Bluetooth-Funktion, entweder ab Werk oder zum 
Nachrüsten, sind Stand der Technik. Als Mindestlösung bietet sich ein 
kabelloses Headset an. Kabelgebundene Kopfh örer werden als nicht 
tauglich angesehen.

Lichtsysteme 
Halogenlicht ist heute nicht 
mehr Stand der Technik. Xenon-, 
LED- und Laserlichtsysteme bieten eine 
deutlich erhöhte Lichtausbeute. Ein  
maskiertes Dauerfernlicht erlaubt es  
auch bei vorausfahrenden Fahrzeugen 
oder Gegenverkehr, das Fernlicht anzu­
lassen, ohne andere zu blenden. Ein  
reiner Fernlichtassistent schaltet lediglich 
bei Gegenverkehr auf das Abblendlicht 
um.

Einparkhilfen 
Die Bauform heutiger Fahrzeuge  
erschwert die Übersichtlichkeit.  
Ultraschalleinparksensoren  
helfen Hindernisse zu erkennen. 
Eine Rückfahrkamera zeigt 
darüber hinaus die konkreten 
Verhältnisse hinter dem Fahr­
zeug. Selbstständige Einpark­
systeme bieten den größt­
möglichen Komfort.

Abstandsregel- und Bremssysteme 
Ein Abstandsregeltempomat hält auto­
matisch den erforderlichen Abstand zum 
Vordermann ein – beim Fahren und wenn 
der Vordermann bremst. Einfache Ab­
standswarner warnen bei Unterschreiten 
des Mindestabstands nur akustisch.  
Ein reiner Notbremsassistent verhindert  
nur das Auffahren – ohne jedoch den  
Komfort des Abstands­
regeltempomaten zu  
bieten. Ein Citynot­
bremsassistent dient dazu, 
Kollisionen mit anderen 
Verkehrsteilnehmern und im 
Speziellen mit Fußgängern 
zu vermeiden.
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Toter-Winkel-Assistent 
Das System detektiert durch einen  
Sensor, ob sich Fahrzeuge seitlich  
befinden und warnt durch ein gelbes 
Blinklicht im Seitenspiegel vor dem  
Spurwechsel. 

Verkehrszeichenbeobachter 
Kamerasysteme beobachten die Verkehrs­

zeichensituation und geben dem 
Fahrer Informationen zu Tempobe­

schränkungen und Überholverboten.  
Neue Systeme senden die Informationen  

an den Tempomaten.

Ladungssicherung 
In Kombifahrzeugen ist bei Beladung der Laderaum durch eine 
Laderaumabdeckung oder ein Sicherheitsnetz vom Fahrgast­
raum abzutrennen. Eine passgenaue Laderaummatte/-wanne 
mit Gummibeschichtung bietet elementaren Grundschutz gegen 
das Verrutschen von Ladungsteilen, der durch den Einsatz von 
Zurrmitteln noch verbessert werden muss. Die richtige Hand­

habung der Zurrmittel ist in der Unterweisung zu vermitteln. 
Auf das Vorhandensein von Zurrösen ist zu achten.

Feuerlöscher und Erste-Hilfe-Material
In gewerblich genutzten Fahrzeugen sind 
Warnwesten für jeden Sitzplatz mitzuführen, 
während die Straßenverkehrsordnung nur eine 

Warnweste für den Fahrer fordert. Ein  
Feuerlöscher hilft, Entstehungsbrände  
zu bekämpfen. Beim Verbandskasten  
ist auf das Ablaufdatum von Verband­
mitteln zu achten.

Ergonomischer Fahrersitz 
Seriensitze in Kraftfahrzeugen bieten nur einen Mindest­
standard an Komfort und ergonomischer Anpassung. 
Oftmals ist gegen Aufpreis ein ergonomischer Sitz oder 
eine Lordosenstütze bestellbar. Ein ergonomischer 
Nachrüstsitz bietet optimalen Schutz des Rückens. Eine 
Sitzheizung hilft, die Rückenmuskulatur zu entspannen.

Navigation
Ein Navigationssystem entlastet den Fahrer bei  
der Routenführung. Als erste Wahl sind dabei 
fest eingebaute Systeme anzusehen, die ab Werk 
bestellt werden können oder als Nachrüstlösung 
erhältlich sind. Mobile Navigationssysteme  
lassen sich im Fahrzeug montieren und mit  
einem direkten Anschluss an das Bordnetz  
nachrüsten. Saugnapfhalterungen an der Wind­
schutzscheibe sind wegen der  
Sicht- und Bewegungsbe- 
hinderungen untauglich.  
Ein Smartphone darf auch  
als Navigationssystem  
beim Fahren nicht in  
die Hand genommen  
werden. 
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Lernen, wie es richtig geht
Unser Seminar „Ladungssicherung“ vermittelt weitergehende Informationen zu den 
rechtlichen Vorgaben, den Grundlagen der Fahrphysik, für einen sicheren Umgang bei 
der Ladungssicherung sowie das Anwenden geeigneter Beispiele in der Praxis. Weiter­
hin besteht die Möglichkeit, Maßnahmen der Ladungssicherheit am eigenen Fahrzeug 
zu besprechen. Wir bitten Sie, Ihr eigenes Fahrzeug mit der für Ihre Tätigkeit typischen 
Beladung mitzubringen.
Gleich Seminar buchen! www.uksachsen.de > Informationen & Service > Seminare

Es gibt viele Fragen und Aussagen, die 
wir immer wieder hören, auf die es auch 
besserwissende Antworten gibt. „Warum 
Ladungssicherung?“, „Privat muss ich 
doch sowieso nichts festzurren, das ist 
doch wieder so eine Sache mit der Unfall­
verhütung!“, „Muss ich jetzt auch noch 
Zurrgurte mitnehmen?“. Alle am Straßen­
verkehr teilnehmenden Personen sind 
durch die Straßenverkehrsordnung (StVO) 
zur Ladungssicherung verpflichtet. Aber 
wer schaut sich schon die Änderungen in 
der StVO zur Ladungssicherung an? Dazu 
kommt, dass häufig rechtliche Zusammen­
hänge aus dem Bauch heraus entschieden 
werden.

Ladungssicherung

Fakt ist: Wenn es um Ladungssicherung 
auf Straßenfahrzeugen geht, steht fol­
gende Forderung in § 22 Abs. 1 StVO: „Die 
Ladung einschließlich Geräte zur Ladungs­

sicherung sowie Ladeeinrichtungen sind 
so zu verstauen und zu sichern, dass sie 
selbst bei Vollbremsung und plötzlicher 
Ausweichbewegung nicht verrutschen, 
umfallen, hin- und herrollen, herabfallen 
oder vermeidbaren Lärm erzeugen können.  
Dabei sind die anerkannten Regeln der 
Technik zu beachten.“
Die anerkannten Regeln der Technik  
finden sich in der VDI  2700 (Schrift des 
Verbandes Deutscher Ingenieure). Die 
Schrift wurde durch die Rechtsprechung 
verschiedener Gerichte zu diesem Thema 

definiert und behandelt alle Themenbe­
reiche zur praktischen Ladungssicherung. 
Die Entscheidungen beziehen sich auf  
Ergebnisse von Kontrollen sowie auf die 
Folgen von Unfällen zu diesem Thema. 

Massenkraft und Reibungskraft

Wenn beschleunigte Körper  – egal, wie 
schwer sie auch sein mögen  – unge­
sichert auf einer Ladefläche stehen, ver­
suchen sie, ihre Bewegungsrichtung und 
Geschwindigkeit (analog dem Fahrzeug) 

Wie transpor tiere ich r ichtig? Und was macht eigentlich der Spanngur t auf der Autobahn? 
Wenn es um Ladungssicherung auf Fahr zeugen geht, werden viele Fehler gemacht. 

Damit es nicht zu einem Unfall kommt, haben wir einige Punkte zur Ladungssicherung zusammengefasst.

Wo oft unbekannte Kräfte walten
Ladungssicherheit
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beizubehalten. Dies gilt auch oder gerade 
für den Fall, dass das zugehörige Fahrzeug 
bremst, beschleunigt oder durch Kurven 
fährt. Es gilt: Je größer die Masse und je 
höher die Geschwindigkeit, desto größer 
ist auch die sogenannte Massenkraft.
„Kleine Helfer“ können uns beim Bremsen, 
Beschleunigen oder Kurvenfahren unter­
stützen. Je nachdem, wie rau die Lade­
fläche und die Oberfläche der Ladung 
sind, wird Letztgenannte durch die soge­
nannte Reibungskraft zurückgehalten.
Am Beispiel des Bremsens wird die Ladung 
somit entgegen der Fahrtrichtung festge­
halten. Deshalb kann man bei der Auswahl 
von Ladeflächen an Fahrzeugen und den 
Materialien von Ladegutverpackungen 
einen großen Einfluss auf die Sicherung 
nehmen. Die Industrie hat dafür spezielle 
Antirutschmatten produziert und vertreibt 
diese in fast jeder Größe und Ausführung.
Aufgrund verschiedener Einflussfaktoren 
sind oft unterschiedliche Arten der La­
dungssicherung notwendig. Durch die 
zulässige Lastverteilung eines Transport­
mittels können zum Beispiel nicht alle 
Ladungsteile formschlüssig an der Lade­
bordwand transportiert werden. In diesen 
Fällen müssen andere, „kraftschlüssige 

Verfahren“ angewendet werden. Auch 
durch die verschiedenen Ausführungen 
der Ladegüter sind ebenfalls nicht immer 
alle Arten der Ladungssicherung mög­
lich. Diese haben jedoch ihre jeweiligen 
Besonderheiten, deren Kenntnis für eine  
fehlerfreie Anwendung notwendig ist. 
Niederzurren und Quer- beziehungsweise 
Diagonalzurren sind nur zwei gängige Bei­
spiele hierfür.

Verantwortung

Und wer trägt die Verantwortung für eine 
richtige Ladungssicherung? Die Fahrerin 
oder der Fahrer ganz allein? Oder auch 
die Führungskraft? Grundlage der gesetz­
lichen Regelungen ist, dass alle an der 
Transportkette beteiligten Personen im 
gewissen Sinne eine Verantwortung für 
die Ladungssicherung haben. Um nur ein 
paar Beispiele zu nennen: Der Halter muss 
Fahrzeuge beschaffen, die eine Ladungs­
sicherung der zu transportierenden Mate­
rialien ermöglichen. Die Unternehmerin, 
die einen Fahrer anweist, Materialien oder 
Arbeitsmittel zu transportieren, muss in 
ausreichendem Maße Ladungssicherungs­
materialien zur Verfügung stellen und  

den Fahrer in deren Nutzung unterweisen 
oder sich fachkundiger Hilfe bedienen.  
Der Verlader muss in Abhängigkeit der 
Fahrzeugdaten die Ladung so auf das 
Fahrzeug laden, dass diese gesichert und 
sicher transportiert werden kann. Die  
Fahrerin führt die Ladungssicherung ei­
genverantwortlich durch und kontrolliert 
unterwegs deren sicheren Sitz. Die Her­
steller von Gütern und Verpackungen, die 
für den Transport bestimmt sind, müssen 
ladungssichere Ladeeinheiten herstellen, 
damit der Absender diese sicher und be­
stimmungsgemäß zur Verladung bringen 
kann. Ladungssicherung auf Fahrzeugen 
ist eigentlich eine einfache Sache. Durch 
fehlende Informationen oder falsche  
Annahmen zu diesem Thema kommt es  
jedoch in der Praxis immer wieder zu 
Fehlern, die gravierende Folgen haben 
können. Bei Unfällen mit Ladungen im 
Straßenverkehr sind diese Folgen oft 
schwerwiegend.

Martin Kluth

Nachdruck aus UVB.dialog mit freundlicher 
Genehmigung der Unfallversicherung Bund 
und Bahn
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Bereits zum 1.  Januar 2018 ist die über­
arbeitete Leiternorm in Kraft getreten, seit 
Anfang dieses Jahres ist auch die TRBS 
2121 Teil  2 „Gefährdungen von Personen 
durch Absturz  – Bereitstellung und Be­
nutzung von Leitern“ in einer aktuellen 
Version gültig. 

Welche Neuerungen finden sich in diesen  
Werken und was hat das für Konsequenzen 
bei der täglichen Nutzung und der Be-
schaffung von Leitern? 
Die wichtigste Neuerung der DIN  EN  131  
betrifft tragbare Anlegeleitern mit einer 
Leiterlänge über drei Meter. Diese müssen 
in Zukunft eine größere Standbreite auf­
weisen. Dies kann entweder durch eine 
Quertraverse oder eine konische Bauweise  
der Leiter erreicht werden. Des Weiteren 
von der Norm betroffen sind Mehrzweck­
leitern mit aufgesetztem Schiebeteil. Ist 
dieses länger als drei Meter, muss es fest 
mit der Leiter verbunden sein oder das 
Schiebeteil wird selbst mit einer Quer­

traverse ausgestattet  – was wiederum in 
der Praxis die Gefahr birgt, diese als zu­
sätzliche Standfläche zu nutzen und damit 
ein Umkippen der Leiter zu fördern. 
Eine weitere wichtige Änderung ist die 
Einteilung der Leitern in zwei Gruppen: Im 
Handel finden sich nun Leitern für den ge­
werblichen und für den privaten Gebrauch. 

Entsprechende Piktogramme oder andere 
Hinweise finden sich auf den Leitern. 
Ältere Leitermodelle, die nicht der neuen 
Norm entsprechen, müssen jedoch nicht 
per se ausgesondert werden. Entspricht 
deren Sicherheit dem entsprechenden  
Arbeitsauftrag, können auch Leitern 
nach alter Norm eingesetzt werden. Der 

Leitern sind nicht nur eines der ältesten Arbeitsmit tel , sondern auch eine Quelle für schwere Arbeitsunfälle.  
Meist versag t nicht die Leiter selbst, sondern die falsche Wahl der Leiter führ t maßgeblich zum Unfall . Deshalb  

ist es besonders wichtig, dass Nutzer und Leiter gut zueinander passen.

Stufe statt Sprosse
Neues bei der Verwendung von Leitern und Tritten
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Abb.: Vergleich Stufe – Sprosse (aus FBHL-012 entnommen – siehe Weitere Hinweise)
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https://publikationen.dguv.de > Regelwerk > Fachbereich AKTUELL 
> Handel und Logistik > FBHL-012: „Die neue TRBS 2121 Teil 2 
,Gefährdung von Beschäftigten bei der Verwendung von Leitern‘“

Weitere Hinweise

1/5

Die neue TRBS 2121 Teil 2 wurde am 21.Dez. 2018 vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

(BMAS) im Gemeinsamen Ministerialblatt veröffentlicht und ist ab diesem Zeitpunkt ohne Übergangs-

frist anzuwenden. Die TRBS 2121 Teil 2 konkretisiert die Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV)

bei der Verwendung von Leitern als Verkehrsweg und Leitern als hochgelegener Arbeitsplatz. Adres-

sat der TRBS 2121 Teil 2 ist der Arbeitgeber. 

Die TRBS 2121 Teil 2 hat Empfehlungscharakter und stellt keine neue Rechtsnorm dar. Sie wird als 

Stand der Technik angesehen und entfaltet bei Einhaltung eine sogenannte Vermutungswirkung1.

Wird von der Technischen Regel abgewichen muss mindestens der gleiche Sicherheitsstandard er-

reicht werden. Der Anwendungsbereich der TRBS 2121 Teil 2 umfasst alle trag- und fahrbaren Lei-

tern. Nicht geregelt werden ortsfeste Leitern (Steigleitern), da sie Teil baulicher Anlagen sind und kei-

ne Arbeitsmittel im Sinne der Betriebssicherheitsverordnung darstellen. Steigleitern sind demzufolge 

auch keine Leitern im Sinne der TRBS 2121 Teil 2.

Bei Anwendung der TRBS 2121 Teil 2 gilt zusätzlich die TRBS 2121 „Gefährdung von Beschäftigten 

durch Absturz- Allgemeine Anforderungen“ (Juli 2018).

Nachfolgend werden die wesentlichen Änderungen der neuen TRBS 2121 Teil 2 gegenüber der Vor-

gängerversion dargestellt.

Inhalt 

1 Die Leiter als Verkehrsweg

2 Die Leiter als Arbeitsplatz

3 Empfehlungen für die Umsetzung der TRBS 2121 Teil 2

1 Die Vermutungswirkung bedeutet, dass Arbeitgeber, die adäquate Arbeitsschutzmaßnahmen nach dem staat-

lichen Regelwerk angewendet haben, davon ausgehen können, dass damit die Anforderungen der jeweiligen 

Verordnung rechtssicher erfüllt werden. (Quelle: Leitlinienpapier zur Neuordnung des Vorschriften- und Regel-

werks im Arbeitsschutz )

Fachbereich AKTUELL

FBHL-012

Sachgebiet Bauliche Einrichtungen und Leitern

Die neue TRBS 2121 Teil 2 „Gefährdung von Be-

schäftigten bei der Verwendung von Leitern“

Stand: 07.06.2019

Unternehmer muss eine Gefährdungsbe­
urteilung zum Umgang mit diesen Arbeits­
mitteln erstellen  – sollte dabei heraus­
kommen, dass die Standsicherheit nicht 
mehr gewährleistet ist, kann die Leiter 
evtl. mit einer Quertraverse nachgerüstet 
werden und so im Einsatz bleiben. 

Stufe statt Sprosse 

Die TRBS  2121 Teil  2 befasst sich mit den 
Anforderungen an die Verwendung von 
Leitern. Grundsätzlich muss vorher ge­
prüft werden, ob die Verwendung von  
Leitern überhaupt erforderlich ist oder 
nicht andere, sichere Arbeitsmittel als die 
Leiter (z. B. Hubarbeitsbühnen oder Ge­
rüste) mit einem geringeren Gefährdungs­
potenzial eingesetzt werden können. Auch 
die Art der Leiter muss bedacht werden. 
Eine Plattformleiter mit Standfläche eig­

net sich immer besser als eine „normale“ 
Stehleiter.
Neu ist zudem, dass der Beschäftigte bei 
Arbeiten von der Leiter aus stets mit bei­
den Füßen auf einer Stufe oder Plattform 
stehen muss. Das Arbeiten von einer  
Leitersprosse aus ist nun nicht mehr zu­
lässig, es sei denn, es werden Einhänge­
podeste verwendet. In Ausnahmen  – wie 
das Arbeiten in engen Schächten oder 
im Obstbau  – darf davon abgewichen  
werden. 
Dauerhaft ist das Arbeiten von der Leiter 
bis zu einer Höhe von zwei Metern erlaubt. 
Zwischen zwei und fünf Metern dürfen 

Arbeiten maximal für zwei Stunden pro  
Arbeitstag ausgeführt werden. Oberhalb 
von fünf Metern sind keine Arbeiten von 
der Leiter aus gestattet. 
Beachten Sie bei der Neubeschaffung von 
Leitern die geänderten Normen und Rege­
lungen, um Unfälle zu vermeiden und ein 
sicheres Arbeiten der Beschäftigten zu ge­
währleisten.

Thomas Roitzsch

Prävention ist immer dann erfolgreich, 
wenn alle Akteure im System ihre Pflichten  
kennen, akzeptieren und erfüllen. Dazu ver­
langt der Gesetzgeber vom Unternehmer  
eine geeignete Organisation. Teil dieser 
sind Sicherheitsfachkräfte und Betriebs­
ärztinnen und Betriebsärzte. Sie müssen 
formale Beziehungen, Informationsflüsse 
und die Aufgabenverteilung im Arbeits­
schutz erkennen und die Unternehmer und 
Unternehmerinnen dazu beraten. 
Mit diesem Impulsvortrag wird Dr. Thomas  
Willrich am 14.  Januar 2021 den ersten 

Netzwerktag Sicherheitsfachkräfte und 
Betriebsärzte eröffnen.
Neue Kontakte sind die effektivsten, weil 
sie oft überraschende Perspektiven er­
öffnen. Tauschen Sie sich mit Branchen 
aus, an die Sie bisher nicht gedacht ha­
ben, und finden Sie Partner in Regionen, 
die nicht auf Ihrem Radar lagen. Gewinnen 
Sie neue Ideen und Ansätze mit hohem 
Praxisbezug. Stärken Sie Ihre Rollenkom­
petenz in Recht und Technik. Profitieren 
Sie vom persönlichen Austausch von Ex­
perten für Experten. 

Kurzum: Besuchen Sie den ersten branchen- 
übergreifenden Erfahrungsaustausch für 
Sifas und Betriebsärzte. Wir freuen aus 
auf Sie!

Achtung! 
Neuer Termin

14. Januar 2021 • DGUV-Forum Dresden

Die Anmeldung zum neuen Termin ist ab 
sofort über unser Veranstaltungsportal 
möglich: www.uksachsen.de

Arbeitsschutz auf dem Prüfstand
Netzwerktag: Sifas & Betriebsärzte

Fo
to

: ©
 v

eg
ef

ox
 –

 s
to

ck
.a

do
be

.c
om

Noch Fragen:
roitzsch@uksachsen.de
Tel. 03521 724321

Achtung!  

Neuer  
Termin
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•	 www.flipsnack.com/evoletics/ 
schwimmen-lehren-und-lernen/full-view.html 

•	 https://publikationen.dguv.de > Regelwerk  
> Informationen > DGUV Information 202-107: 
Schwimmen Lehren und Lernen in der Grundschule 

Mehr Informationen

Schwimmen  Lehren und  Lernen  in der  GrundschuleBewegungserlebnisse und Sicherheit am und im Wasser

November 2019

DGUV Information 202-107

202-107
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Wasser stellt für Kinder ein faszinierendes 
Medium dar und bietet einzigartige Be­
wegungserfahrungen. Gleichzeitig ist der 
Aufenthalt im Wasser immer auch mit Ge­
fahren bis hin zum Ertrinken verbunden. 

Aus diesem Grund sollen Kinder frühzeitig  
einen freudvollen und vertrauten Um­
gang mit Wasser einüben und das sichere 
Schwimmen unter Anleitung erfahrener 
Fachkräfte angstfrei erlernen.

Mit der DGUV Information 202-107: „ Schwimmen Lehren und Lernen in der Grundschule –  
Bewegungserlebnisse und Sicherheit am und im Wasser “ sowie dem dazugehörigen Handkar tenset stellen  

das Sächsische Staatsministerium für Kultus gemeinsam mit der Unfallkasse Sachsen ab sofor t  
allen sächsischen Schulschwimmzentren ein umfangreiches Unterr ichtsmaterial zur Ver fügung.

Sicher schwimmen können
Neues Unterrichtsmaterial für den Schwimmunterricht in der Grundschule
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Noch Fragen:
scholz.d@uksachsen.de
Tel. (0 35 21) 72 42 77

Der schulischen Schwimmausbildung kommt  
hierfür eine besondere Bedeutung zu. 
Mit dem Erlernen des Sicher-Schwimmen- 
Könnens erlangen alle Schülerinnen und 
Schüler einerseits Wassersicherheit und 
andererseits die Möglichkeit für eine  
lebenslange Teilhabe am Sport. Damit er­
füllt die schulische Schwimmausbildung 
eine wertvolle gesamtgesellschaftliche 
Funktion.
Den Schwimmlehrkräften obliegt es nun,  
die mit der Vermittlung des Sicher-
Schwimmen-Könnens verbundenen päda­
gogischen Aufgaben verantwortungsvoll 
in die Praxis umzusetzen. Hierfür gebührt 
an dieser Stelle allen Schwimmlehrkräften 
Respekt und Anerkennung.

David Scholz
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Checkliste

• �Durchführung der Gefährdungsbeurteilung
• �Regelmäßig jährliche Prüfung und Wartung der Fenster
• �Unterweisung der Beschäftigten in sicherer Handhabung der Fenster
• �Abstimmung mit Fremdunternehmen zur Sicherheit an und mit Fenstern
• �Berücksichtigung notwendiger Sicherheitseinrichtungen (z. B. Öffnungsbegrenzer) 

an Fenstern bei Neubau und Sanierung

Die Unfallermittlung ergab als Hauptun­
fallursache: Am Oberlicht war kein Öff­
nungsbegrenzer eingebaut worden.
Doch zwei weitere Unfälle aus dem vergan­
genen Jahr zeigen, dass Oberlichter auch 
herunterfallen können, wenn diese Öff­
nungsbegrenzer vorhanden sind. In einem 
der Fälle wurde der Öffnungsbegrenzer 
aufgrund von Reinigungstätigkeiten aus­
gehängt und anschließend vergessen, 
wieder einzuhängen, sodass das Oberlicht 
beim Öffnen herunterfiel. In dem anderen 
Fall wurde Materialverschleiß als Haupt­
unfallursache vermutet, da der Öffnungs­
begrenzer des herabgefallenen Oberlichts 
Schäden in Form von Rissbildungen auf­
wies.

Wie müssen Oberlichter 
gesichert sein?

Flügel von Fenstern müssen gegen un­
beabsichtigtes Verlassen der Führungs-  
und Befestigungselemente gesichert sein  
(Abschnitt  4.1.1  (3) Technische Regel für 
Arbeitsstätten – ASR A1.6 „Fenster, Ober­
lichter, lichtdurchlässige Wände“). Durch 

den Einbau eines Auffangbügels bzw. 
Öffnungsbegrenzers wird der Schutz vor 
Herabfallen eines Fensterflügels erreicht. 
Festgelegt sind die Anforderungen für  
Öffnungsbegrenzer in der DIN EN 13126-5.

Was uns diese Unfälle lehren

Um Unfälle dieser Art zu verhindern, 
sollten je nach Empfehlung des Herstellers  
Fenster regelmäßig geprüft und gewartet  
werden. Viele Hersteller empfehlen ein­
mal jährlich eine Routineinspektion. Diese  
kann zum Beispiel nach jeder Fenster­
reinigung erfolgen. Damit wird ausge­
schlossen, dass das Einhängen der Öff­
nungsbegrenzer an Fenstern versehentlich 

vergessen wird. Des Weiteren ist eine enge 
Zusammenarbeit mit dem Reinigungsun­
ternehmen nicht nur Kür, sondern Pflicht. 
Beide Unternehmen müssen sich gemein­
sam mit möglichen Gefährdungen und 
erforderlichen Maßnahmen auseinander­
setzen. Die Beschäftigten sollten in die­
sem Zusammenhang unterwiesen werden,  
sicherheitstechnische Mängel den Verant­
wortlichen zu melden.

David Scholz
Carolin Langer

AUS UNFÄLLEN 

LERNEN

Te i l  5

Serie

Tasche abstellen, Mantel aus und Fenster auf. Noch war Zeit bis zum Beginn der ersten Unterr ichtsstunde.  
Susanne S. war wieder mal die Erste im Lehrer zimmer und betätig te den Handhebel neben dem Fenster.  

Er sollte das Oberlicht über ihrem Kopf ankippen. Plötzlich schrak sie zusammen. Das Oberlicht löste sich aus  
der Verankerung, f iel herab und traf sie schmer zhaf t im Nacken. Glück im Unglück , trug sie nur eine Prellung  

an der Halswirbelsäule davon. Was führ te zu diesem Unfall und wie kann dieser verhinder t werden?

Oberlichter gehören nach oben

Fo
to

: ©
 C

ar
ol

in
e 

Se
id

el
 –

 d
pa

Noch Fragen:
scholz.d@uksachsen.de
Tel. (0 35 21) 72 42 77
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„Alle Dinge sind Gift, und nichts ist  
ohne Gift; allein die Dosis macht’s, 
dass ein Ding kein Gift sei.“

Paracelsus, 1538

Die Wirkung natürlicher UV-Strahlung ist 
erst dann spürbar, wenn Schädigungen be­
reits eingetreten sind. Sie können insbe­
sondere die Haut betreffen und kurzfristig  
beispielsweise in Form eines Sonnen­
brandes auftreten. Langfristig können sie 
zur Hautalterung beitragen und das Risiko 
für Hautkrebs erhöhen. 

und der Unfallverhütungsvorschrift „Grund- 
sätze der Prävention“ (DGUV Vorschrift  1) 
die Verantwortung, die Arbeitsplätze ihrer 
Beschäftigten hinsichtlich möglicher Ge­
fährdungen bei der Arbeit zu überprüfen, 
zu bewerten und mögliche Gefährdungen 
durch Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu 
minimieren.

Gefährdungsbeurteilung

Grundlage für wirksame Präventionsmaß­
nahmen zur Vermeidung von Hautkrebs­
erkrankungen, deren Vorstufen sowie  
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren bei  
natürlicher UV-Strahlung ist eine qualifi­
ziert durchgeführte Gefährdungsbeurtei­
lung. Unternehmerinnen und Unternehmer 
können sich hierfür von ihrem Betriebsarzt 
oder ihrer Betriebsärztin, ihrer Fachkraft 
für Arbeitssicherheit und von der zustän­
digen Aufsichtsperson der Unfallkasse 
Sachsen beraten lassen.

Hilfreich für die Abschätzung des gesund­
heitlichen Risikos durch natürliche UV-
Strahlung von Beschäftigten am Arbeits­
platz ist der UV-Index (UVI). Der UV-Index 

wurde von der Weltgesundheitsorgani­
sation (WHO) definiert und ist weltweit 
einheitlich. Er beschreibt den am Boden 
erwarteten Tagesspitzenwert der sonnen­
brandwirksamen UV-Bestrahlungsstärke 
und wird mit einer Skalenbreite von 0 bis 11 
angegeben. Ab einem UVI von 3 empfiehlt 
die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und  
Arbeitsmedizin (BAuA) die Anwendung  
von Schutzmaßnahmen. Ab einem Wert 
von 6 sollten für Beschäftigte mit Tätig­
keiten im Freien weitergehende Schutz­
maßnahmen ergriffen werden. Einzel­
heiten können der Memocard „UV-Index 
(UVI) und anzuwendende Schutzmaß- 
nahmen“ der BAuA entnommen werden 
(siehe Abbildung  1). Wie hoch der UV- 
Index aktuell ist, kann z. B. auf den Seiten 
des Deutschen Wetterdienstes oder des 
Bundesamtes für Strahlenschutz in Erfah­
rung gebracht werden.
 

TOP – Schutzmaßnahmen

Die Rangfolge der Schutzmaßnahmen ge­
gen schädigende UV-Strahlung folgt dem 
T-O-P-Prinzip (Technisch  – Organisato­
risch – Persönlich).

Viele Beschäf tig te, ob in der Forst wir tschaf t , Straßenmeisterei oder Schule üben ihre Tätigkeit über wiegend  
oder zeit weise im Freien aus. Bei dieser Beschäf tig tengruppe kann es zu einer arbeitsbeding ten Gesundheits

gefährdung durch natürliche UV-Strahlung kommen. Je intensiver die natürliche UV-Strahlung einwirkt,  
desto größer ist die Gesundheitsgefährdung für den Menschen. 

Ab einer Stunde und mehr …
Arbeitsmedizinische Vorsorge bei natürlicher UV-Strahlung
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Vor diesem Hintergrund ist Hautkrebs 
durch arbeitsbedingte UV-Strahlung seit 
2015 als anerkannte Berufskrankheit in 
die Berufskrankheiten-Verordnung unter 
der Nummer  5103 „Plattenepithelkarzi­
nome oder multiple aktinische Keratosen 
der Haut durch natürliche UV-Strahlung“ 
aufgenommen worden. Hautkrebs durch 
Sonnenstrahlung ist die zweithäufigste 
angezeigte Berufskrankheit im Bereich der 
Unfallkasse Sachsen.
Unternehmerinnen und Unternehmer tragen  
nach dem Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)  
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Abbildung 1: 
UV-Index (UVI) und anzuwendende Schutzmaßnahmen, Memocard, BAuA, 2019

UV-Index (UVI) und anzuwendende Schutzmaßnahmen

UVI Belastung Schutzmaßnahmen

 – Niedrig Keine

 – Mittel Schutzmaßnahmen erforderlich
– Kleidung, Hut, Sonnenbrille tragen
– Sonnenschutzcreme mit Lichtschutzfaktor ≥ 30 auftragen

 – Hoch Schutzmaßnahmen erforderlich
– mittags Schatten aufsuchen
– Kleidung, Hut, Sonnenbrille tragen
– Sonnenschutzcreme mit Lichtschutzfaktor ≥ 30 auftragen

höher
Sehr 
hoch

Besondere Schutzmaßnahmen erforderlich
– von 11 bis 15 Uhr MESZ möglichst Tätigkeiten im 

Schatten ausüben, direkte Sonne meiden
– Kleidung, Hut, Sonnenbrille tragen
– Sonnenschutzcreme mit Lichtschutzfaktor ≥ 30 auftragen

2020-055_UKS_Kunststoff_Visitenkarte_Sonneenschutz.indd   22020-055_UKS_Kunststoff_Visitenkarte_Sonneenschutz.indd   2 11.03.20   14:1911.03.20   14:19

Grundsätzlich sind Maßnahmen zu er­
greifen, welche die Sonnenbestrahlung 
vermeiden. Dazu zählen als technische 
Maßnahmen unter anderem alle Formen  
von Beschattungen – z. B. das Sonnensegel  
in der Kindertageseinrichtung oder der 
Sonnenschirm als Unterstellmöglichkeit 
für Mitarbeiter im Bereich der Freibäder. 
Organisatorisch sollten Arbeiten im Freien  
während der intensivsten Sonnenein­
strahlung zwischen 10.00 und 16.00  Uhr 
vermieden werden. Die Kopfbedeckung mit 
Nackenschutz und die richtige Kleidung 
(lange Ärmel und lange Hosen) sollten 
nur dann verwendet werden, wenn andere 
technische oder organisatorische Schutz­
maßnahmen nicht umsetzbar sind. Auch 
die Bereitstellung von Sonnenschutz- 
mitteln fällt in den Bereich der personen­
bezogenen Schutzmaßnahmen. Haut­
schutz ist nicht nur in den Sommermonaten  
notwendig, bereits ab April steigt die Be­
lastung durch UV-Strahlung merklich an – 
oftmals holen wir uns bereits in dieser Zeit 
den ersten „Sonnenbrand“.

Einen kompakten Überblick zur Wirkung 
von Sonnenstrahlung, Hinweise für die 
Gefährdungsbeurteilung und praktische 
Maßnahmen in Form einer Checkliste  
bietet die DGUV Information 203-085  
„Arbeiten unter der Sonne  – Handlungs­
hilfe für Unternehmerinnen und Unter­
nehmer“.

Arbeitsmedizinische Vorsorge

Darüber hinaus haben Unternehmerinnen 
und Unternehmer gemäß der Verordnung 

zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (Arb­
MedVV) seit Juli 2019 ihren Beschäftigten 
bei Tätigkeiten im Freien mit intensiver 
Belastung durch natürliche UV-Strahlung 
von regelmäßig einer Stunde oder mehr 
pro Tag arbeitsmedizinische Vorsorge 
bei ihrem Betriebsarzt oder ihrer Betriebs­

ärztin anzubieten (Angebotsvorsorge). 
Wie Unternehmerinnen und Unternehmer 
die Anforderungen der ArbMedVV für ihre 
Beschäftigten im Hinblick auf die Ange­
botsvorsorge zu natürlicher UV-Strahlung 
umsetzen können, steht in der konkre­
tisierenden Arbeitsmedizinischen Regel 
(AMR 13.3) beschrieben und ist in Tabelle 1 
in Verbindung mit dem Ablaufschema (vgl. 
Abbildung 2) dargestellt.

David Scholz
Thomas Roitzsch

Literaturhinweise
Drexler/Diepgen/Letzel, Arbeitsmedizini
sche Vorsorge für Beschäftigte im Freien,  
die gegenüber natürlicher UV-Strahlung 
exponiert sind, in: ASU (Arbeitsmedi-
zin Sozialmedizin Umweltmedizin) 2019, 
S. 253 – 256

Allgemeine 
Anamnese 

•	 Lichttyp nach Fitzpatrick 
•	 Lichtprovozierbare Dermatosen 
•	 Medikamente (insbesondere Immunsuppressiva) und Kosmetika

Arbeitsanamnese •	 Tätigkeitsbeschreibung 
•	 Phototoxische Arbeitsstoffe (z. B. PAK, Pflanzen etc.) 
•	 Schutzmaßnahmen 
•	 Beschwerden (Brennen, Jucken, Schmerzen etc.) und  

Symptome (Erythem, Papeln, Schuppung, Bläschen etc.)  
während und nach der UV-Exposition

Beratung •	 Differenzierte Beratung zur individuellen Gefährdung  
durch UV-Strahlung 

•	 Information über jahres- und tageszeitliche Änderungen  
der UV-Belastung 

•	 Information zur Wirksamkeit und zu Wirksamkeitslücken  
beim UV-Schutz der Haut 

•	 Informationen über frühe Zeichen der UV-Schädigung 
•	 Information über Frühzeichen initialer maligner Erkrankungen  

der Haut

Untersuchung •	 Inspektion der Haut 
•	 Hinweise auf akute UV-Exposition (Rötung, Schuppung, Bräunung) 
•	 Hinweise auf chronische UV-Exposition (Teleangiektasien,  

Hypo- und Hyperpigmentierung, Elastose) 
•	 Beschreibung (Fotodokumentation) von auffälligen  

Hautveränderungen (Nävi, Papeln, Narben etc.)

Noch Fragen:
scholz.d@uksachsen.de
Tel. (0 35 21) 72 42 77

Wichtige Inhalte der Anamnese, Beratung und Untersuchung, Vorsorge bei beruflicher 
Exposition gegenüber natürlichem UV-Licht (Tabelle 1)
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Abbildung 2: 
Ablaufschema für eine arbeitsmedizinische Vorsorge bei beruflicher Exposition gegenüber natürlichem UV-Licht, 
nach Drexler et al.: ASU Arbeitsmed Sozialmed Umweltmed 2019; 54: 253 – 256

Exposition gegenüber  
natürlichem UV-Licht

Pflichten des Arbeitgebers

Gefährdungsbeurteilung

Arbeitsmedizinische  
Vorsorge wird veranlasst  

(Pflicht- oder Angebotsvorsorge)*

Durchführung von Anamnese  
einschließlich Arbeitsanamnese

Überprüfen, ob körperliche  
oder klinische Untersuchung  

erforderlich ist

Anbieten einer Untersuchung der 
beruflich exponierten Hautareale 

und ggf. weiterer Untersuchungen. 
Aufklärung ggf. über Risiken der 

Untersuchungen

Zustimmung der/des Beschäftigten 
zur Untersuchung

Durchführung der körperlichen  
Untersuchung. 

Einzelheiten hierzu siehe Tabelle 1

Aktuell:
Keine weiteren Maßnahmen

Mittelfristig:
Wiederholung der  

Gefährdungsbeurteilung

ggf. Durchführung bzw.  
Veranlassung geeigneter  

Arbeitsschutzmaßnahmen

Beschaffung der  
notwendigen Kenntnisse über  
die Arbeitsplatzverhältnisse

Ärztliche Dokumentation und  
Ausstellung der Vorsorge- 

bescheinigung einschließlich  
Festlegung des nächsten  

Vorsorgetermins

Auswertung der Ergebnisse der 
arbeitsmedizinischen Vorsorge 
und ggf. personenunabhängige 
(Schweigepflicht) Beratung des 

Arbeitgebers

Dermatologisches Konsil  
(ggf. auch teledermatologisch)

Arbeitsmedizinische Beratung  
des/der Beschäftigten zum  
Umgang mit (beruflichem)  

UV-Licht einschließlich geeig-
neter Präventionsmöglichkeiten 

und ggf. anderen Maßnahmen 
zum Erhalt der Beschäftigungs-

fähigkeit und Gesundheit

Unklare bzw.  
abklärungsbedürftigte  

Hautbefunde

relevante     Exposition

(*Entsprechend der zukünftigen Regelung in der ArbMedVV)

Keine relevante Exposition

Pflichten des Arztes oder der Ärztin

Ja

Ja

Nein

Nein
Nein

Ja

18      i p u n k t  1 / 2 0 2 0

G e s u n d h e i t



•	 DGUV Information 202-109 „Schulranzen: sichtbar, ergonomisch  
und funktional“ kann kostenfrei heruntergeladen werden unter  
www.publikationen.dguv.de

•	 DIN 58124; 2018-10 „Schulranzen – Anforderungen und Prüfung“

Weitere Informationen und Verweise
DGUV Information 202-109

Schulranzen: sichtbar, 

 ergonomisch und funktional

202-109

Februar 2020
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Sicherheit und Gesundheit sollten beim 
Kauf eines Schulranzens eine zentrale 
Rolle spielen. Eine Hilfestellung zu diesem  
Thema gibt die im Februar 2020 neu  
erschienene DGUV Information 202-109 
„Schulranzen: sichtbar, ergonomisch und  
funktional“. In diesem Flyer erfahren  
Eltern, was sie bei Auswahl und Kauf des 
Schulranzens berücksichtigen sollten. 
Alles Wichtige wird am Ende des Flyers in 
Form einer Checkliste zusammengefasst.

Ein guter Schulranzen ...
...  trägt das GS-Zeichen und enthält den 
Hinweis, dass er den Anforderungen der 
DIN  58124; 2018-10 „Schulranzen  – An­
forderungen und Prüfung“ entspricht.
...  macht Kinder sichtbar: große reflek­
tierende und fluoreszierende Flächen er­

höhen die Sichtbarkeit von Kindern im 
Straßenverkehr und helfen somit, Unfälle 
zu vermeiden.
...  ist ergonomisch und rückenfreundlich:  
Rückenteil ist ergonomisch geformt, 
Rückenlänge lässt sich an den Rücken der 
Heranwachsenden anpassen, Brustgurt 
ist vorhanden und die Schultergurte sind 
verstellbar.
...  ist funktional: Flächenaufteilung im  
Inneren und ein Tragegriff zum Aufhängen 
und kurzfristigen Tragen sind vorhanden, 
Außen- und Seitentaschen für weitere Ge­
genstände wie Trinkflasche und Brotdose 
sind vorgesehen.

Die Anprobe vor dem Kauf ist sehr wichtig,  
am besten mit einer kompetenten Be­
ratung in einem Fachgeschäft. Des Weite­

ren sollten sich Eltern vor dem Kauf des 
Ranzens anderweitig informieren, z. B. die 
Verbrauchertests von Stiftung Warentest 
oder Öko-Test. 
Neben der sorgfältigen Auswahl des Schul­
ranzens, sollte auch geprüft werden, ob  
es in der Schule Möglichkeiten gibt,  
Materialien für den Schulalltag aufzube­
wahren. Jede noch so kleine Gewichts­
reduzierung erleichtert dem Kind den Weg 
zur Schule.
Auch später, im Schulalltag, gibt es einiges 
zu beachten. Hierzu zählen insbesondere 
das Überprüfen der ergonomischen Ein­
stellungen verstellbarer Ranzenteile, das 
richtige Packen des Ranzens (schwere 
Gegenstände dicht am Rücken platzieren) 
und das regelmäßige Aussortieren un­
nötiger Sachen. 
Sichtbar, ergonomisch und funktional, so 
sollte ein Ranzen sein.

Andrej Kraus

Eltern, deren Kinder von der Kita zur Schule wechseln, stellen sich of t die Frage: Welcher Schulranzen ist der  
r ichtige für mein Kind und worauf muss ich bei der Auswahl und dem Kauf des ständigen Begleiters achten?

Der kleine Packesel
Sicher & gesund: Tipps zum Schulranzenkauf
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Noch Fragen:
kraus@uksachsen.de
Tel. 03521 724296
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Die Gefährdungen

Im Folgenden werden die Gefährdungen 
gegenübergestellt, bei denen ein Unter­
schied zwischen den Geräten vorhanden 
ist. Dies bedeutet ausdrücklich nicht, 
dass darüber hinaus keine weiteren Ge­
fährdungen vorhanden sind. Diese sind 
weiterhin im Rahmen der Beurteilung der 
Arbeitsbedingungen (Gefährdungsbeur­
teilung) zu betrachten.
Die hier zu betrachtenden Gefährdungen 
sind Lärm, Hand-Arm-Vibration, der Um­
gang mit Gefahrstoffen, physische Be­
lastungen durch schwere dynamische 
Arbeit sowie physikalische Gefährdungen 
(Brand + Elektrizität). Wendet man hier die 
gängigen Methoden der Gefährdungser­
mittlung an, ergibt sich das in der Tabelle 
dargestellte allgemeine Bild.

Auf den ersten Blick wird deutlich, dass 
akkubetriebene Geräte im Vergleich mit 
Verbrennungsmotoren meist geringere  
Risiken bergen. Eine Verwendung wäre  
daher vorteilhaft. Wie so oft, muss man  
die Geräte aber im Detail betrachten und 
es ist keine pauschale Aussage möglich. 
Sonst kann es passieren, dass eine ange­
strebte Verbesserung bei einer Gefährdung,  
z. B. Lärm, zu einer Verschlechterung der 
Bewertung einer anderen Gefährdung 
führt. Ein Beispiel aus unserer Recher­
che ist der Ersatz einer Motorkettensäge 
mit Verbrennungsmotor durch eine in der  
Leistung vergleichbare Motorkettensäge  
eines anderen Herstellers mit Elektro­
motor und Akku (Einzelfall). Hierbei wird 
zwar eine Reduzierung des Tages-Lärm­
expositionspegels von rechnerisch Tages-
Lärmexpositionspegels von rechnerisch 

Lex,  8 h = 18,3  dB(A) erreicht, gleichzeitig 
steigt jedoch der Risikopunktwert für  
Vibration um 61  Punkte von 136  Risiko­
punkten auf 197 Risikopunkte.

Innerbetriebliche Maßnahmen

Durch eine Reihe von Maßnahmen lässt 
sich auch bei der Verwendung von Geräten  
mit Verbrennungsmotoren ein rechtskon­
formes Schutzniveau erreichen. Gemäß 
dem TOP-Prinzip wären dies beispiels­
weise:
•	 Verwendung von Sonderkraftstoff (Sub­

stitutionspflicht gem. § 7 Abs. 3 Gefahr­
stoffverordnung)

•	 Verwendung von Geräten mit geringer 
Vibration (gem. Herstellerdaten)

•	 Errichtung eines Gefahrstofflagers gem. 
Gefahrstoffverordnung

Meist unbemerkt f indet der zeit ein technologischer Wandel in der Grünpf lege stat t . 
Mehr und mehr Hersteller drängen mit Akku-Technologie auf den Markt. Geräte mit Verbrennungsmotoren 

sind die Verlierer. Die Vor züge liegen auf der Hand. Doch bring t ein Wechsel auch einen Gewinn für die 
Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit? Was für die einen bereits Standard ist , lässt andere noch hadern. 

Wo liegen die Vor- und Nachteile?

Vom Verbrenner zum Akku
Unser Präventionsstandpunkt
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•	 Ausreichende Belüftung (am Arbeits- 
und Lagerplatz)

•	 Bereitstellen von geeigneter PSA (Ge­
hörschutz, Vibrationsschutzhandschuh, 
…)

Erhebung in der Praxis

Mit Unterstützung einer Autobahnmeiste­
rei wurde eine orientierende Lärmmessung 
unter realen Einsatzbedingungen durch­
geführt. Für diese orientierende Lärm­
messung wurden zwei Motorkettensägen 
vom gleichen Hersteller und mit ähnlichen 
Leistungsdaten genutzt. Mit einer mittle­
ren Schwertlänge eignen diese sich zum 
Fällen kleinerer Bäume und zum Entasten.

Folgende Messwerte, als Mittelwerte 
mehrerer Messungen, wurden ermittelt:
•	 	AkkuMKS	 84,1 dB(A) ± 4 dB(A)
•	 	BenzinMKS	 93,4 dB(A) ± 4 dB(A)

Aus den Messwerten wird sichtbar, dass 
die akkubetriebene Motorkettensäge 
deutlich leiser ist. Die gemessenen Werte 
weichen nicht sehr von dem Herstellerwert  
ab. Dieser gibt den Schalldruckpegel  
(Immission) in der Gebrauchsanleitung mit 
84 dB(A) an. Somit können die Hersteller­
angaben durchaus für die Gerätebeschaf­
fung herangezogen werden. Im Rahmen 
der Gefährdungsbeurteilung sollten diese  
Werte dann stichprobenartig geprüft wer­
den.

Unser Präventionsstandpunkt

Akkubetriebene Geräte zeichnen sich in 
der vergleichenden Betrachtung durch 
ein geringeres Gesamtrisiko aus. Die 
Nachteile, wie geringere Arbeitsleistung,  
werden durch die Vorteile, wie geringere 
Lautstärke und Vermeidung des Um­
ganges mit Gefahrstoffen, mehr als aus­
gewogen. Die zusätzlichen Gefährdungen 
können als akzeptabel eingestuft werden.  
Durch Umsetzen geeigneter innerbe­
trieblicher Maßnahmen kann bei Geräten 
mit Verbrennungsmotor jedoch auch ein 
rechtskonformes Schutzniveau erreicht 
werden.
Die Einführung akkubetriebener Grün­
pflegeräte würde das Schutzniveau jedoch  
über das geforderte Mindestmaß heben. 
Infolgedessen hat die UK Sachsen be­
schlossen, die Verbreitung von akkube­
triebenen Geräten zu fördern. Näheres 
hierzu entnehmen Sie bitte unserer Home­
page.

Patrick Karstädt

Den ausführlicheren Artikel finden Sie auf 
www.uksachsen.de.

Noch Fragen:
karstaedt@uksachsen.de
Tel. 03521 724285

Nr. Gefährdung Ergebnis der Risikobewertung
Verbrennungsmotor Akku

1 Einatmen von Abgasen/ 
Kraftstoffdämpfen

Hohes Risiko Nicht vorhanden

2 Lärm Hohes Risiko Niedriges – mittleres Risiko
3 Hand-Arm-Vibration Mittleres Risiko Niedriges Risiko
4 Umgang mit Gefahrstoffen 

(Kontakt & Einatmen)
Mittleres Risiko Nicht vorhanden

5 Physikalisch-Chemische  
Gefährdungen  
(Brand & Explosion)

Mittleres Risiko Niedriges Risiko

6 Lastenhandhabung  
(schwere dynamische Arbeit)

Mittleres Risiko Mittleres Risiko  
(etwas bessere Werte)

7 Transport von Gefahrstoffen Niedriges Risiko Niedriges Risiko
8 Elektrische Gefährdung Nicht vorhanden Niedriges Risiko

Fahrzeiten besser planen, verkehrsbe­
dingten Stress vermeiden und Baustellen 
umfahren  – möglich wird das mit dem 
BaustellenCheck. Er informiert über ak­
tuelle und geplante Dauerbaustellen auf 
deutschen Autobahnen. Im Menü kann 
nach dem Zeitraum, der Autobahn und 
dem Bundesland gefiltert werden. Zudem 
lassen sich verschiedene Kategorien aus­
wählen, etwa Tempolimit, Sperrungen 
oder Baustellenlänge.
Ein Klick auf die Baustellensymbole in der 
Kartenansicht liefert weitere Informatio­
nen. Registrierte Nutzerinnen und Nutzer 
können außerdem Daten, wie Tempolimit, 
Fahrbahnbreite, temporäre Schutzeinrich­

tung oder die Baustellenlänge, bewerten. 
Wird etwa ein falsches Tempolimit ange­
zeigt oder eine bereits abgebaute Bau­
stelle noch als aktiv gemeldet, kann dies 
angegeben werden. 

Wichtig: Die Bewertung niemals während, 
sondern immer erst nach der Fahrt vor­

nehmen! Um Beobachtungen festzuhalten,  
gibt es eine praktische Sprachaufnahme-
Funktion.

DGUV/ arbeit & gesundheit

www.baustellen-check.de

Baustellen sicher passieren
App hilft bei der Reiseplanung

Fo
to

: ©
 b

lu
ed

es
ig

n 
– 

st
oc

k.
ad

ob
e.

co
m

i p u n k t  1 / 2 0 2 0       21

G e s u n d h e i t



Zu Hause
Kommt es auf dem direkten Weg zwischen eigenem Wohnsitz und  
Arbeitsplatz zu einem Unfall, übernimmt die Unfallkasse Sachsen die  
Leistungen (sogenannter Wegeunfall). Der Versicherungsschutz beginnt, 
nachdem man durch die Außentür des Gebäudes gegangen ist. Auch  
wenn man zum Beispiel bei den Eltern oder Freunden übernachtet,  
ist der Arbeitsweg versichert. Die Entfernung muss allerdings in einem  
angemessenen Verhältnis zum üblichen Arbeitsweg stehen.

Transportmittel

Für die Anerkennung eines Wegeunfalls 
spielt es keine Rolle, ob man zu Fuß, mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln oder dem 
eigenen Auto zur Arbeit kommt  – ent­
scheidend ist, dass es sich um den Weg 
von der oder zur Arbeit handelt.

Verkehrslage

Auf dem Arbeitsweg soll man möglichst 
die kürzeste Route zwischen Wohnort 
und Firma nehmen. Aber selbstver­
ständlich sind Umwege, um bekannte 
Engpässe, Staus oder Baustellen zu 
umgehen, ebenfalls versichert. Anders 
sieht es aus, wenn jemand aus einer 
rein privaten Vorliebe heraus eine schö­
nere, deutlich längere Strecke fährt 
und dabei verunglückt – hier haftet die  
Unfallkasse Sachsen nicht mehr.

Umweg, Einkauf, Hobby – wann ist man auf dem Weg zur Arbeit durch die Unfallkasse Sachsen  
versicher t und wann nicht? Die wichtigsten Fakten im Überblick.

Versichert auf dem Arbeitsweg

Betreuung von Kindern
Oft nehmen Eltern ihre Kinder auf dem Weg zur Arbeit mit,  
um sie zum Beispiel in den Kindergarten zu bringen. Wenn sie 
dafür einen Umweg machen müssen, bleibt der Weg versichert. 
Dasselbe gilt für Umwege wegen einer Fahrgemeinschaft.
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Feierabend
Falls jemand nach der Arbeit sofort zu einem Anschlusstermin fährt,  
zum Beispiel ins Fitnessstudio oder zu einer Verabredung in der Stadt,  
also zu einem „dritten Ort“, an dem er sich mindestens zwei Stunden  
aufhalten möchte, gilt der Versicherungsschutz der Unfallkasse so, als  
wäre der Berufstätige auf dem Heimweg gewesen. Allerdings muss die  
Distanz in einem angemessenen Verhältnis zum üblichen Nachhauseweg  
stehen. Die Fahrt von der Feierabendaktivität in die eigenen vier Wände  
ist dann nicht mehr versichert.

Besorgungen
Häufig wird zum Beispiel auf dem Heimweg noch ein 

Zwischenstopp zum Tanken oder Einkaufen eingelegt.  
Der Versicherungsschutz erlischt, sobald jemand  

erkennbar von dem unmittelbaren Weg abweicht, und 
lebt wieder auf, wenn er die ursprüngliche Strecke wieder 

erreicht. Unfälle, die sich im Einkaufszentrum selbst  
ereignen, sind nicht versichert. Außerdem wichtig:  
Dauert die Unterbrechung länger als zwei Stunden,  

endet der Versicherungsschutz durch die gesetzliche  
Unfallversicherung.

Arbeitsplatz
Selbstverständlich ist jeder, der im Auftrag des Arbeitgebers während 
der Arbeitszeit beruflich unterwegs ist, bei einem Unfall durch die  
Unfallkasse Sachsen versichert. Das gilt aber nicht für private Wege 
während der Pause.
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Der Handlungsleitfaden zur Gefährdungs­
beurteilung psychischer Arbeitsbelas­
tungen in der öffentlichen Verwaltung  – 
kurz: HaGepA  – ist das Resultat einer 
Kooperation zwischen der Landesdirektion  
Sachsen, der Unfallkasse Sachsen und 
dem Sächsischen Staatsministerium für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr in Zusam­
menarbeit mit dem Praxispartner Landes­
hauptstadt Dresden. Eine erste Auflage 
gibt es bereits seit 2008. Die überarbeitete  
zweite Auflage (2020) beinhaltet neben 

den relevanten psychischen Arbeitsbe­
lastungen die aktuellen Rechtsgrundlagen 
für Arbeitsschutzmaßnahmen. 

Was sind 
psychische Arbeitsbelastungen?

Nach der DIN EN  ISO  10075 zählen zu 
den psychischen Arbeitsbelastungen die  
Arbeitsumgebungsbedingungen wie zum  
Beispiel Lärm und Beleuchtung, die  
Arbeitsorganisation, der Arbeitsinhalt und 
die sozialen Beziehungen einschließlich 
Führungsstil. Auch das Thema Gewalt­
prävention wird im HaGepA besonders  
berücksichtigt.

Praktisch erprobt

HaGepA basiert auf dem Gesetzes- und 
Regelwerk des Arbeits- und Gesundheits­
schutzes, auf gesicherten arbeitswissen­
schaftlichen Erkenntnissen und prakti- 

schen Erfahrungen des Aufsichtspersonals  
und der Arbeitsschutzakteure im Betrieb. 
Der Handlungsleitfaden wurde in ausge­
wählten Bereichen der öffentlichen Ver­
waltung auf Handhabbarkeit und Eignung 
für die Gefährdungsbeurteilung erprobt. 

Modularer Aufbau, einsetzbar 
bei Arbeitsplatzbegehungen oder 

Workshops

Im Handlungsleitfaden werden zunächst 
Anliegen und Aufbau des Instruments be­
schrieben. Die Anwendung der insgesamt 
sieben Module in Form von Checklisten 
für die Gefährdungsbeurteilung wird er­
klärt. Die Checklisten enthalten einen 
vorgegebenen Bewertungsmaßstab dafür, 
ob die analysierten Arbeitsbedingungen 
Gefährdungen darstellen. Der Handlungs­
leitfaden kann bei Bedarf inhaltlich fort­
geschrieben und um betriebsspezifische 
Gefährdungsfaktoren ergänzt werden.  

Das IFA-Branchenbild beschreibt die öf fentliche Ver waltung als fordernden Dienst an schwieriger Kundschaf t. 
Das Spektrum der steigenden Belastungen reicht von Arbeitsverdichtung über Verant wor tungszuwachs,  

Demograf ie, F lexibilisierung und Bewegungsarmut bis zur Gewalt. Im Rahmen einer GDA-Kooperation wurde  
das Werk von 2008 nun gründlich überarbeitet.

Belastungen im öffentlichen Dienst
Handlungsleitfaden zur Gefährdungsbeurteilung erschienen
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Besuchen Sie unseren Netzwerk­
tag für SiFas und Betriebsärzte am 
14.  Januar 2021 in Dresden. Mit­
autorin und Praktikerin Doris Träger 
stellt in einem Workshop Aufbau 
und Handhabung vor. Anmeldung 
nur online über: www.uksachsen.de

Tipp
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Eingesetzt werden kann der HaGepA im 
Beobachtungsinterview bei Arbeitsplatz­
begehungen und/oder im Workshop bei 
einer Gruppendiskussion.

Praktisch für die Dokumentation 
der Gefährdungsbeurteilung

Über Analyse und Bewertung hinaus bie­
ten die Checklisten auch die Möglichkeit, 
Maßnahmen mit Termin und Verantwort­
lichkeit festzuschreiben. Für die Mehrzahl 
der Fragestellungen sind jeweils die offi­
ziellen Quellen für die Gestaltungsziele 

angegeben. Die erfolgreiche Umsetzung 
realisierter Maßnahmen wird durch die 
Wirksamkeitskontrolle dokumentiert.

Auch als digitale Version 
verfügbar und in der 

Software GefBu nutzbar

Den Handlungsleitfaden stellen wir Ihnen 
auch als Download zur Verfügung (xls- 
Format). So können Sie die Gefährdungs­
beurteilung auch mit zeitlicher Unterbre­
chung fortschreiben und Veränderungen 
ganz einfach digital festhalten. Die Check­

listen des Handlungsleitfadens können 
Sie auch in die Software „GefBu“ überneh­
men und dort als mitgeltende Unterlage zu 
Ihrer Gefährdungsbeurteilung zuordnen. 
Mit „GefBu“ können Gefährdungsbeurtei­
lungen systematisch elektronisch erstellt, 
verwaltet und verteilt werden. Sie können  
die Software über das Kompendium  
Arbeitsschutz abrufen. 

Heike Merboth

Gerade in öffentlichen Bereichen haben 
traumatische Ereignisse im Zusammen­
hang mit der beruflichen Tätigkeit eine 
Häufung erfahren. Schwere Bedrohungen, 
Raubüberfälle, tätliche Übergriffe, Ret­
tungseinsätze mit dramatischen Abläufen  
oder gar Amokläufe sind zunehmend  
Realität und haben für die direkt betrof­
fenen Mitarbeiter, aber auch für deren  
Kollegen teils unerwartet schwere Aus- 
wirkungen. Sorgen, Ängste, wiederkehrende  
Fragen, Unsicherheit, erlebte Hilflosigkeit 
und Vermeidungsverhalten bis hin zur 

Diagnose Posttraumatische Belastungs­
störung können die Lebensqualität und 
Leistungsfähigkeit erheblich beeinträch­
tigen und im Einzelfall auch zu langen  
frustrierenden Krankheitsverläufen führen.  
In einigen Fällen benötigen nicht nur Be­
troffene selbst eine Unterstützung für die 
Nachbearbeitung der Geschehnisse, auch 
unbeteiligte Kollegen sind häufig betroffen  
und haben Angst. Um derartige hoch be­
lastende Notsituationen zu vermeiden oder 
den Schaden gering zu halten, bedarf es 
eines betrieblichen Notfallmanagements  

in der Dienststelle, Schule oder Kinder­
tagesstätte.
Ziel ist, diesen Ereignissen nicht unvorbe­
reitet gegenüberzustehen. Notwendig dafür 
sind präventiv vorbereitete Maßnahmen, 
welche vorsorglich und nachsorglich greifen. 
Dazu zählen u. a. Gefährdungsbeurteilungen, 
Notfallpläne, Unterweisungen und nament­
lich benannte psychologische Erstbetreuer. 
Die Verantwortung in Form der Kontroll- und 
Fürsorgepflicht liegt auch nach Delegation 
vornehmlich beim Unternehmer, Schulleiter, 
Rektor oder (Ober-)Bürgermeister. 

„Traumatische Ereignisse – das sind verstörende Ausnahmen von den normalen Geschehnissen des Alltags.  
Sie passieren selten, sind aber hoch belastend und folgenschwer. Wir denken nicht gern daran,  

dass schwere Unfälle, Gewalt taten, Angst und Entsetzen in unser Leben und g ar in unsere betr ieblichen Abläufe 
einbrechen können. Aber noch schlimmer ist es, im Ernst fall unvorbereitet , hilf los und planlos dazustehen.“ 

(DGUV Information 206-017)

Davor. Darin. Danach.
Aktualisierte Broschüre zum Notfallmanagement
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Noch Fragen:
merboth@uksachsen.de
Tel. 03521 724325
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Broschüre „UK Sachsen 04-01 Notfallmanagement für 
berufsbedingte traumatische Ereignisse“ mit neuem Layout unter: 
www.uksachsen.de > Sicherheit & Gesundheit 
> Branchenübergreifende Themen > Gewaltprävention

Weitere Information

Notfallmanagement 

für berufsbedingte traumatische Ereignisse 

UK Sachsen 04-01

Die Unfallkasse Sachsen als Partner öf­
fentlicher Einrichtungen und Schulen stellt  
unterstützend zur Thematik „Notfallma­
nagement“ die überarbeitete gleichnamige  
Broschüre inkl. Notfallplan zur Verfügung. 
Der Schwerpunkt dieser Druckschrift liegt 
auf der notwendigen Implementierung von  
Schutzmaßnahmen „Davor. Darin. Danach“  
und zeigt den dafür zuständigen Verant­
wortungsträger auf. Darüber hinaus wird 
beschrieben, wann (in welchen Fällen) 
und wie die Unfallanzeige nach berufs­
bedingten traumatischen Ereignissen ge­
stellt werden sollte, um im Bedarfsfall 
schnell für notwendige psychologische 
Hilfe zu sorgen. Hierfür wurde in der ge­
setzlichen Unfallversicherung das soge­
nannte Psychotherapeutenverfahren ent­
wickelt, welches ermöglicht, dass den 
Betroffenen tatsächlich auch schnell Be­
handlungstermine zur Verfügung stehen. 
Durch frühzeitiges Erkennen relevanter 
Symptome, rasches Handeln und aktives 
Steuern der Heilbehandlung soll der Ent­

wicklung und Chronifizierung psychischer 
Störungen entgegengewirkt und die Teil­
habe gesichert werden. 
Für ein optimales Verfahren im Sinne  
unserer Versicherten arbeiten die Beschäf­
tigten der Abteilungen Prävention und  
Rehabilitation in der Unfallkasse Sachsen 
eng zusammen. Gemeinsame Überwa­
chungen und Beratungen in Unternehmen, 
Seminare sowie enge Absprachen bei be­
sonderen Einzelfällen sind einige beispiel­
hafte Tätigkeiten, die die Zusammenarbeit 
zwischen Aufsichtspersonen und Reha­
managern im Sinne unserer Versicherten 
in der Vergangenheit bereits beschreiben.
Für 2020 werden zusätzlich zwei Seminare 
zum Aufbau eines Notfallmanagements 

Noch Fragen: Jana Tietze
tietze@uksachsen.de
Tel. 03521 724323

angeboten. Für alle Betriebsärzte und 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit findet am 
14.  Januar 2021 ein Netzwerktag statt, an 
dem u. a. das Thema „Einführung eines 
Notfallmanagements“ in Form eines Work­
shops angeboten wird.
Kostenfreie Präventionsangebote (Seminare,  
Veranstaltungen, Publikationen) der Un­
fallkasse Sachsen finden Sie auf unserer 
neuen Homepage www.uksachsen.de.

Dana Neumann
Jana Tietze

Das gemeinsam von der UK NRW und der 
BGW entwickelte Portal bietet zahlreiche 
Informationen zum Thema Sicherheit und 
Gesundheitsschutz im Krankenhaus. Es 
enthält eine Mediathek, eine Hilfsmittel­

Fachportal Sicheres Krankenhaus 
Virtuelles Präventionsinstrument

datenbank sowie das Verzeichnis sicherer 
Produkte.
Der Zugang zu den Informationen erfolgt 
über räumliche Strukturen, die als drei­
dimensionale Panoramen aufbereitet wur­

den. Das „Sichere Krankenhaus“ umfasst 
verschiedene Raumstrukturen, von einem 
OP-Bereich, über eine Apotheke, ein Pati­
entenzimmer, eine Notfallambulanz, eine 
Küche, bis zur Gebäudereinigung. Inner­
halb dieser Räume können Sie sich per 
Rundumansicht über mögliche Gefahren­
quellen informieren. Die Nutzer können 
sich in diesen Räumen bewegen und ein­
zelne Arbeitsmittel oder Tätigkeiten aus 
den Menüs direkt anwählen. Die Inhalte 
werden durch zusätzliche Bilder, Filme 
und Grafiken veranschaulicht.

Eine Hilfsmitteldatenbank liefert eine Über­
sicht über die erhältlichen technischen 
und kleinen Hilfsmittel zum Transferieren 
und Positionieren von Patienten und Be­
wohnern.
Das Verzeichnis sicherer Produkte enthält 
eine Suchfunktion „Produktsuche“ so­
wie die Auswahl zwischen verschiedenen  
Tätigkeiten und aktiven und passiven In­
strumenten.

www.sicheres-krankenhaus.de

26      i p u n k t  1 / 2 0 2 0

G e s u n d h e i t



Warum wurde der Unfallkasse Sachsen 
die Meldepflicht übertragen?
Die Unfallkasse erfüllt bereits die statis­
tische Meldepflicht für die in unseren 
Zuständigkeitsbereich fallenden Arbeits- 
unfälle. Die Aufgabenübertragung erfolgt  
im Interesse der Verwaltungsvereinfachung  
und eines verwaltungsökonomischen Voll­
zugs, da wir bereits über die technischen 
und fachlichen Voraussetzungen zur sach­
gerechten Meldung der statistischen Daten  
an die zuständigen Stellen verfügen.

Wie ist die Meldung abzugeben?
Die UK Sachsen stellt unter der Adresse  
https://extranet.uksachsen.de eine Portal- 
lösung für den datenschutzkonformen, 
technischen Übertragungsweg zur Annah­
me und Weiterverarbeitung der von den 
Dienststellen zu meldenden Daten bereit.

Welche Fälle sind zu melden?
Meldepflichtig sind Dienstunfälle aller 
sächsischen Beamten des Landes, der 
Kommunen und Landkreise und sonstiger, 
der Aufsicht des Landes unterstehenden 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts. Näheres ist dem 
Rundschreiben des Sächsischen Staats­
ministerium der Finanzen an alle Dienst­
herren vom 16. Januar 2019 zu entnehmen.

Wer ist verantwortlich für die Meldungen?
Die Pflicht zur Meldung liegt bei der 
Dienststelle, die über die Anerkennung 
eines Dienstunfalls entscheidet.

Welche Dienstunfälle werden gemeldet 
und welche Daten werden erhoben?
Die Erhebung aller Daten erfolgt anony­
misiert. Ein Rückschluss auf die verun­
fallte Person ist daher nicht möglich. Die 
o. a. Portallösung enthält Informationen 
und gibt Hilfestellung zum Ausfüllen der 
Meldung. Bei darüber hinausgehenden 
Fragen können Sie uns gern per E-Mail an  
extranet@uksachsen.de kontaktieren.

Was geschieht mit den Daten?
Die erforderlichen Daten des Dienstunfalls 
werden von der zuständigen Stelle über 
das Portal erfasst und anschließend von 

unseren Mitarbeitern nach den Vorgaben 
der EU-Verordnung kodiert und plausibili­
siert. Die Unfallkasse meldet die aufberei­
teten Daten an die Deutsche Gesetzliche 
Unfallversicherung (DGUV), welche sie 
an das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales leitet und von dort an die euro­
päische Statistikbehörde EUROSTAT. Die  
Daten fließen dort in die Statistiken für 
den gesamten europäischen Arbeitsmarkt 
ein.

Hinweis:
Das beschriebene Verfahren betrifft aus­
schließlich die statistische Erfassung zur 
Erfüllung der EU-Meldepflicht. Dies hat 
keine Auswirkung auf den Kreis der bei  
der Unfallkasse versicherten Personen. 
Zuständig für die Heilfürsorge bei Dienst­
unfällen bleiben wie bisher die jeweils 
zuständigen Stellen und Versorgungsein­
richtungen.

Schon seit einigen Jahren verpf lichtet eine Verordnung der Europäischen Union (EU) die Mitgliedsstaaten dazu, 
jährliche Statistiken über Dienstunfälle von Beamten an die Europäische Kommission (EUROSTAT ) zu l iefern.  
Der UK Sachsen wurde mit § 106 des Sächsischen Beamtenversorgungsgesetzes die Aufg abe über tragen, die  

meldepf lichtigen Daten entgegenzunehmen, auf zubereiten und weiter zuleiten. Dies dient dazu, die sächsischen 
Behörden bei der Er füllung ihrer Meldepf licht zu unterstützen. Was Sie dazu wissen sollten.

Meldepflicht der Dienstunfälle  
von Beamtinnen und Beamten

Neues Portal freigeschaltet
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Noch Fragen: Kerstin Kabert
kabert@uksachsen.de
Tel. 03521 724289
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Die Arbeitswelt der Zukunft wird voraus­
sichtlich anders aussehen als heute. Die 
Weiterentwicklung moderner Arbeitsmittel  
wie Notebooks und Tablets führt zu neuen  
Organisationsmöglichkeiten für Unterneh­
men: Von allerorts sind Zugriffe auf unter­
nehmenseigene Daten möglich. Virtuelle 
Arbeitsplattformen verhelfen zu Zeiter­
sparnissen und dezentraler Teamarbeit. 
Zudem fordern viele Beschäftigte höhere 
Flexibilität sowie eine bessere Verein­
barkeit von Beruf und Freizeit. Da ist es 
praktisch, wenn Arbeitsaufträge auch im 
Café, im Zug oder im Park erledigt werden  
können. Mobile Arbeit, auch „mobile  
working“ genannt, ist dadurch geprägt, 
dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von nahezu jedem Ort außerhalb des Büros  
oder des Homeoffice-Arbeitsplatzes mit­
hilfe elektronischer portabler Geräte auf 
ihre Arbeitsunterlagen zugreifen können. 
Mobile Arbeit geht damit über „Telearbeit“ 

hinaus, bei der Arbeitsplätze zu Hause bei 
den Beschäftigten eingerichtet werden. 
Unternehmen erhoffen sich davon eine  
höhere Zufriedenheit und Leistungsfähig- 
keit ihrer Arbeitnehmer. Doch was bedeutet  
mobile Arbeit für den Versicherungsschutz 
bei einem Arbeits- oder Wegeunfall?

Der grundsätzliche 
Versicherungsschutz

Bislang fehlt es noch an einer gesicherten 
Rechtsprechung zum Versicherungsschutz 
bei mobiler Arbeit. Rahmenbedingungen 
haben sich daher noch nicht etabliert. Für 
die Entscheidung, ob eine entsprechende 
Tätigkeit unfallversichert ist, sind die  
Vorgaben des für die Unfallversicherung 
maßgeblichen Sozialgesetzbuchs  VII her­
anzuziehen.
Grundsätzlich greift der gesetzliche Un­
fallversicherungsschutz für Beschäftigte, 

wenn sie eine versicherte Tätigkeit aus­
üben und dabei einen Unfall erleiden. 
Die Handlungstendenz der oder des Ver­
sicherten im Moment des Unfalls muss 
darauf ausgerichtet sein, dem Arbeitgeber 
(Unternehmen) zu dienen. Diese Hand­
lungstendenz muss durch die objektiven 
Umstände des Einzelfalls, also von außen 
erkennbar, bestätigt werden.
Auch bei mobiler Arbeit besteht während 
einer betriebsdienlichen Tätigkeit grund­
sätzlich Unfallversicherungsschutz. Ver­
sichert sind Tätigkeiten, die Arbeitnehmer 
im Interesse ihres Arbeitgebers ausüben 
und die von diesem akzeptiert bzw. nicht 
ausdrücklich untersagt werden  – unab­
hängig von einer räumlichen Arbeitsstätte  
oder den üblichen Arbeitszeiten. Der Ver­
sicherungsschutz ist eng auf die auszu­
übende Tätigkeit selbst begrenzt; er er­
streckt sich nicht auf davon abweichende 
Handlungen.

Viele Unternehmen wollen ihren Beschäf tig ten mobile Arbeit ermöglichen, 
sind wegen der Rechtslage aber noch zurückhaltend. Klar scheint: 

Unfallopfer müssen erkennbar „betr iebs-dienlich“ im Einsatz gewesen sein.

Deutlich im Dienst
Versicherungsschutz bei mobiler Arbeit
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Paragraphen 
reiten oder 
Medizinmann 
sein?

Ich will beides!

Ausbildung zur/zum 
Sozialversicherungs-
fachangestellten

Alle Infos unter 
www.uksachsen.de
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Besonderheiten für den 
Unfallversicherungsschutz bei 

mobiler Arbeit

Die Grundsätze des Unfallversicherungs­
schutzes stammen aus einer Zeit, in der 
Deutschland eine Industriegesellschaft 
war. Die maschinelle Erzeugung von  
Gütern und Dienstleistungen machte den 
Hauptteil der Volkswirtschaft aus. Arbeit 
fand an Produktionsorten statt, an denen 
der Arbeitgeber für alle Gefahren verant­
wortlich war  – und somit auch für den  
Gesundheitsschutz seiner Mitarbeiter. 
Beim mobilen Arbeiten wählt die oder der 
Beschäftigte den Arbeitsplatz, ohne dass 
der Arbeitgeber Einfluss auf mögliche  
Gefahren nehmen könnte. In der aktuellen 
Rechtsprechung zu Homeoffice-Fällen  – 
nicht zu mobiler Arbeit  – wird für die  
Frage des Versicherungsschutzes auf die 
konkrete Verrichtung abgestellt: Ist diese 
betriebsdienlich, so ist die Tätigkeit ver­
sichert  – unabhängig davon, ob sich ein 
Unfall in einer hauptsächlich privat oder 
dienstlich genutzten Räumlichkeit ereig­
net. 
Zudem kann eine fehlende Definition von 
mobiler Arbeit die Unfallversicherungs­
träger zukünftig vor Schwierigkeiten stel­
len  – insbesondere, wenn es um die im 
Unfallversicherungsrecht geforderten Be­
weismaßstäbe geht. Ob eine versicherte  
Tätigkeit vorliegt, muss nach Rechtspre­
chung des Bundessozialgerichts mit  
Gewissheit (sogenannter Vollbeweis) be­
wiesen sein. 
Schwierigkeiten können sich auch bei 
der Abgrenzung von betriebsdienlicher 
und privater Tätigkeit ergeben: Kann bei 
einer Tätigkeit außerhalb eines Büroge­
bäudes immer von einer Tätigkeit für den 
Betrieb ausgegangen werden, wenn der 
Arbeitnehmer ein dienstliches Notebook 
mitführt? So hat beispielsweise der Auf­
enthalt im Park oder Freibad bei objektiver 
Betrachtung für Außenstehende zunächst 
den Anschein einer privaten Tätigkeit. 
Entsprechend wird für den Nachweis einer 
versicherten Tätigkeit mehr erforderlich 
sein als die Mitteilung, im Gartenlokal mit 
dem Notebook gearbeitet und dabei einen 
Unfall erlitten zu haben. 
Noch schwieriger wird es sein, den Nach­
weis eines Zusammenhangs zwischen der 
versicherten Tätigkeit und den Wegen zum 
oder vom mobilen Arbeitsort zu führen. 

Allein ein dienstliches Notebook im Auto  
wird aller Voraussicht nach nicht aus­
reichend sein, um die Handlungstendenz 
objektiv feststellen zu können. Auch Wege 
zur Nahrungsaufnahme, zur Toilette oder 
zu privat genutzten Örtlichkeiten werden  
nicht einfach zu beurteilen sein. Die  
Sozialgerichte fordern für diese Konstel­
lationen schon heute einen engen Zusam­
menhang zur betrieblichen Tätigkeit. 
Sollten die Ermittlungen der Unfallkasse 
ohne Vollbeweis für eine versicherte Tätig­
keit enden, darf die gesetzliche Unfallver­
sicherung keine Leistungen erbringen.

Herausforderung: 
Rechtssicherheit schaffen

Wie können Unternehmen bei einem Un­
fall während einer mobilen Arbeit helfen, 
einen fehlenden Beweis auszuschließen? 
Dazu empfiehlt es sich, die Vereinbarung 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
über mobile Arbeit grundsätzlich in den 
Arbeitsvertrag aufzunehmen. Klare Rege­
lungen des Arbeitgebers können helfen,  
die besondere Situation der mobilen  
Arbeit zu beschreiben: Schriftliche Verein­
barungen zu möglichen Arbeitsorten und 
zur (telefonischen) Erreichbarkeit dürften 
das Erkennen eines Zusammenhangs mit 
der versicherten Tätigkeit erleichtern. 

Die Beweisführung für einen versicherten 
Arbeitsweg dürfte z. B. durch das Fest­
legen von maximalen Entfernungen vom 
Wohnort und von festen Arbeitszeiten 
einfacher werden. Im Zweifelsfalle hilf­
reich ist die Vorlage entsprechender Pro­
tokolle und Dokumente. Auch technische 
Nachweise über eine Anmeldung des Ver­
sicherten zu den unternehmenseigenen 
IT-Systemen zum Unfallzeitpunkt können 
helfen, Zweifel an einer versicherten Be­
schäftigung auszuräumen.
Trotz dieser Hilfestellungen können die Be­
rufsgenossenschaften und Unfallkassen  
nur unter Berücksichtigung der Umstände  
des Einzelfalls und auf Grundlage der  
aktuell gültigen Sach- und Rechtslage ver­
bindlich entscheiden, ob ein Arbeitsunfall 
vorliegt. Sie erwarten daher mit großem 
Interesse die ersten Entscheidungen der 
Sozialgerichte und hoffen hierbei auf eine 
allgemein verständliche und nachvollzieh­
bare Ausrichtung. 

Hannah Schnitzler

Nachdruck mit freundlicher Genehmigung 
der BG ETEM
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Grundschule „Tintenklecks“ Mügeln
Für die Grundschule Mügeln wurde ein Traum Wirklichkeit. Gemeinsam mit zahlreichen 
Kooperationspartnern schaffte sie es, den Schulhof zu erweitern und das brachliegende  
Kirchenland in ein grünes Klassenzimmer und eine Spieloase zu verwandeln.

Pumphut-Grundschule Mockrehna
Trinkwasserautomat, Stressbewältigungsseminare „Bleib locker“, Stärkung der  
Konfliktlösefähigkeit, aber auch Seminare zur Lehrergesundheit, für mehr Achtsamkeit 
im Alltag sind nur einige Maßnahmen, die die Grundschule Mockrehna umsetzte. 

120. Grundschule Leipzig
Die 120.  Grundschule stand vor einer Mammutaufgabe. Aus einer dreizügigen sollte  
eine viereinhalbzügige Schule werden. Wie bleiben alle dabei gesund? Lehrer tauschen 
sich nach der Projektlaufzeit miteinander aus, reden öfter als bisher über Probleme 
und gaben sich eine Feedbackkultur. Zudem wurde intensiv an der Schulorganisation  
gearbeitet: „Wo gibt es Potenziale? Wo können wir effektiver arbeiten?“  – waren  
wichtige Fragen. Für den Speiseraum wurde ein „Gong“ angeschafft, um die Lautstärke  
zu regulieren. Die Sauberkeit in den Toiletten wurde mit einem Kunstprojekt verbessert. 

Oberschule Beilrode
Keine Sprüche mehr über Schüler oder Lehrer, interessant gestalteter Unterricht,  
gewaltfreies Streiten lernen, Teamstunden, mehr Zeit für Schüler und eine Gesund­
heitswoche sind nur einige der tollen Ideen, die die Oberschule Beilrode umsetzte. 

Die Preisträger und ihre IdeenWir gratulieren zum Titel 
„Schule mit Herz“ 

Sichere und gesunde Schulen, in denen 
sich Lehrende und Lernende wohlfühlen – 
war unser oberstes Ziel. Nach einer Infor­
mationsveranstaltung für das gesamte 
Kollegium, einer genauen Analyse der 
Ausgangssituation und klar formulierten 
Zielen entwickelte eine Steuergruppe ihre  
eigenen Projektideen, bestehend aus 
Schulleitung, Lehrern, Schülern und  
Eltern. Die Themen reichten von Hygiene 
und Sauberkeit im Klassenzimmer über 
die Entwicklung einer Feedbackkultur bis 
zur Gestaltung eines bewegungsfreudigen 
Schulhofs. Begleitet wurden die Schulen 
dabei von externen Moderatoren. 

Am 12.  November 2019 wurden während 
des Projektfachtages die ersten Schulen  
ausgezeichnet. Acht der zehn teilnehmen­
den Schulen dürfen nun den Titel „Schule  
mit Herz“ tragen. Neben der Urkunde und 
der offiziellen Plakette, erhielt jede Schule  

Am 12. November 2019 war es so weit . Nach zweijähriger Projektlauf zeit f reuten sich acht Schulen  
über den T itel „ Schule mit Her z“. Ein her zliches Dankeschön an alle teilnehmenden Schulen für die  

zahlreichen guten Pra xisbeispiele, die Ideen und vor allem das Eng agement!

Acht Herzen verliehen
Pilotphase des Projektes „Schule mit Herz“
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Kurfürst-Moritz-Schule Boxdorf
Der Kurfürst-Moritz-Schule war eine gelingende Zusammenarbeit zwischen Eltern und 
Elternvertretern wichtig. Außerdem wurde für die vielen Angebote zur Gesundheits- 
förderung in der Schule ein einheitlich abgestimmtes Konzept erarbeitet. Feedback 
über die inhaltliche und methodische Gestaltung des Unterrichts ist für die Schule 
selbstverständlich.

Gymnasium Coswig
Wie verbessert man das Schüler-Lehrer-Verhältnis, aber auch das Verhältnis der  
Schüler untereinander? Die Antwort des Gymnasiums Coswig: Mit Patenschaften für 
die 5. Klassen, Begleitung bei Facharbeiten durch die 11./12. Klassen, Aufklären über 
Beschwerdewege und eine Evaluationskultur der Lehrtätigkeit.

Julius-Ambrosius-Hülße-Gymnasium Dresden
Gleich mehrere Arbeitsgruppen kümmerten sich um eine sichere und gesündere  
Schule. Klar bei einer so großen Schule. Ein Lüftungskonzept wurde erarbeitet, die 
Zusammenarbeit mit dem technischen Personal intensiviert, Patenschaften für die 
5. Klassen und ein Projekttag zu „Toleranz und Respekt“ vom Grundkurs Psychologie 
erarbeitet und eingeführt. 

Gymnasium Karl-Heine-Straße Leipzig 
Auf drei stabilen Säulen steht die Arbeit des Karl-Heine-Gymnasiums: Gesundheit  – 
Leben und Lernen – Verantwortung und Nachhaltigkeit. Mit viel Tatendrang setzte die 
Schulgemeinschaft zahlreiche Projekte um. So wurden u. a. ein Leitbild entwickelt,  
eine gute Gesprächskultur geschaffen, bewegtes Lernen im Unterricht und die  
Bewegte Pause eingeführt, Schüler übernahmen darüber hinaus Verantwortung z. B. 
bei der Pflege des Hochbeetes oder dem schuleigenen Kiosk.

Die Preisträger und ihre Ideen eine Prämie in Höhe von 500,00 Euro. Mit 
dieser Förderung erhalten die Schulen die 
Möglichkeit, an ihrer „Schule mit Herz“ 
weiterzuarbeiten.

Neben der feierlichen Verleihung des  
Titels standen am Projektfachtag zwei 
zentrale Themen im Vordergrund – Schul­
klima und Schulkultur. Unsere Referentin 
Kerstin Wilde, selbst Schulleiterin und 
Coach, hob in ihrem Impulsvortrag hervor, 
wie wichtig Anerkennung, Kooperation, 
Partizipation und Wertschätzung für eine 
positive Schulkultur sind. Diese Aussagen 
bestätigten auch unsere Schulen. 

Carolin Langer

Noch Fragen:
langer@uksachsen.de
Tel. 03521 724298

Etwa 80  Gäste folgten am 27.  November 
2019 der Einladung zum 6.  Forum Unter­

nehmerverantwortung in die DGUV-Akade­
mie in Dresden. Prof. Dr. Rainer Wieland 

(Bergische Universität Wuppertal) hielt 
den Impulsvortrag „Unternehmenskultur 
gestalten“. Sein Statement: Wollen Un­
ternehmen zukunftsfähig bleiben, sind 
Arbeitsfähigkeit und Engagement der  
Beschäftigten die treibenden Kräfte. 

Dr. Marlen Cosmar (IAG) gab anschließend 
wichtige Impulse zur Mitarbeiterbindung. 
Dabei spielen Führungskräfte eine ent­
scheidende Rolle. Denn sichere und ge­
sunde Arbeitsbedingungen sind bei der 
Wahl oder beim Wechsel des Arbeitgebers 
zentrale Kriterien, sie bewirken, dass man 
mit Herz, Hand und Verstand bei der Arbeit 
ist. 

Am Nachmittag gab es Gelegenheit zum 
fachlichen Austausch in drei verschie­
denen Foren.

Unternehmenskultur gestalten
Forum Unternehmerverantwortung
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Kameraden der FFW Lunzenau bei der Preisverleihung mit dem Geschäftsführer  
der UK Sachsen, Dr. Martin Winter, und Andreas Rümpel, Vorsitzender des  
Landesfeuerwehrverbandes 

Kameraden der Freiwilligen Feuerwehr 
stellen Einsatz- und Leistungsbereitschaft 
oft unter schwersten Bedingungen unter 

Beweis  – zusätzlich zu ihrer beruflichen 
Tätigkeit. Arbeitssicherheit und Gesund­
heitsschutz sind deswegen eine absolute 

Voraussetzung für die Erfüllung feuer­
wehrtaktischer Aufgaben. 

Wir gratulieren zum erfolgreich 
bestandenen Audit 2019!

Das sind die Feuerwehren mit 
ausgezeichneter Sicherheit: 
Freiwillige Feuerwehr Helbigsdorf
Freiwillige Feuerwehr Döhlen
Freiwillige Feuerwehr Markneukirchen
Freiwillige Feuerwehr Pötzscha
Freiwillige Feuerwehr Beilrode
Freiwillige Feuerwehr Niedersteinbach
Freiwillige Feuerwehr Wilsdruff
Freiwillige Feuerwehr Lunzenau

Herzlichen Glückwunsch!

Die Vergabe der Zertifikate erfolgte am 
11. Dezember 2019 im Rahmen einer feier­
lichen Auszeichnungsveranstaltung.

Freiwillige Feuerwehren  
mit ausgezeichneter Sicherheit

Audit sichere Feuerwehr
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Gewalttätiges Verhalten kompensiert 
meist eigene Fehler und Schwächen, 
verbunden mit einem geringen oder un­
realistischen Selbstbewusstsein. Dies zu 
erkennen und bei der Problembewältigung 
mitzuhelfen, ist Ziel gewaltkorrektiver und 
-präventiver Maßnahmen. 

Zum Netzwerktag zu diesem Thema hatte 
die Unfallkasse Sachsen am 23.  Novem­
ber 2019 in die DGUV-Akademie Dresden 
eingeladen. An jenem Samstag stellten  
wir Gewaltpräventionskonzepte der Unfall­
kasse Sachsen vor, hinterfragten die Rolle 
von Regeln und Konsequenzen im Schul­
alltag und diskutierten über Wege und 
Strategien zur Verhaltensänderung. 
Etwa 160  Gäste waren unserer Einladung 
gefolgt und beteiligten sich rege an der 
Diskussion nach dem Impulsvortrag von 
Dr. med. Michael Winterhoff, Kinder- und 

Jugendpsychiater und Bestsellerautor 
„Warum unsere Kinder Tyrannen werden“.
In der anschließenden Workshoprunde  

waren die Teilnehmenden eingeladen, 
sich über Gelungenes auszutauschen und 
Neues auszuprobieren.

Kinder brauchen Strukur und Orientierung
Netzwerktag: Gewalt an Schulen
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Überholabstand innerorts und 
außerorts in der StVO fixiert

Die Rechtsprechung hatte in den letzten 
Jahren die geforderte Länge von Über­
holabständen zwar bereits entwickelt. 
Mit der Novelle wird der Überholabstand 
von 1,5 Metern innerhalb von Ortschaften 
und zwei Metern außerorts jetzt aber auch  
normiert. „Nach dieser Klarstellung des 
Verordnungsgebers hoffen wir, dass die 
Kraftfahrzeug Führenden den Abstand 
beim Überholen von Rad Fahrenden nun 
immer einhalten werden“, sagt Christian 
Kellner, Hauptgeschäftsführer des DVR. 
Wichtig sei aber, dass mehr Polizeibeamte  
den häufig mangelnden Sicherheitsab­
stand beim Überholen von Rad Fahren­
den als Sicherheitsproblem erkennen und 
dann auch konsequent einschritten.

Haltverbot auf Schutzstreifen

Positiv ist aus Sicht des DVR das neue 
Haltverbot auf Schutzstreifen. „Aufgrund 
deutlicher Differenzgeschwindigkeiten 
zwischen Kfz und Fahrrädern kann es zu 
gefährlichen Situationen kommen, wenn 
Rad Fahrende vom Schutzstreifen auf die 
Fahrbahn ausweichen müssen. Das Halt­
verbot ist deshalb sinnvoll“, bewertet  
Kellner die Änderung.

Schritttempo 
für Lkw beim Rechtsabbiegen

Wer einen Lkw und Nutzfahrzeuge über 
3,5 Tonnen fährt, darf künftig beim Rechts­
abbiegen nur noch mit Schrittgeschwin­
digkeit fahren, es sei denn, es ist über­
haupt nicht mit Radverkehr zu rechnen. 
„Es ist eine wichtige Regelung, um den 
Versuch zu unternehmen, die Zahl der 
Abbiegeunfälle deutlich zu senken“, be­
wertet Hauptgeschäftsführer Kellner diese 
Änderung. In Ergänzung mit dem Einbau 
von Abbiegeassistenten und einer Infra­

struktur, die gute Sichtbeziehungen an 
Kreuzungen erlaubt, könnten so schwere 
Unfälle mit Schwerverletzten oder Ge­
töteten vermieden werden.

Regelungen zum Halten und Parken 
an Kreuzungen

Die neuen Regelungen zum Parken vor 
Kreuzungen seien ein erster guter Schritt, 
gingen aber für einen echten Sicherheits­
gewinn nicht weit genug. Es sei nicht 
nachzuvollziehen, warum das Parken mit 
einem Abstand von acht Metern bis zum 
Schnittpunkt der Fahrbahnen künftig nur 
an Kreuzungen mit einem baulich ange­
legten Radweg verboten sei. „Wer mehr  
Sicherheit im Straßenverkehr möchte, 
muss auch an zu Fuß Gehende, insbeson­
dere an Kinder, denken“, sagt der Haupt­
geschäftsführer.

Kreuzungen und Einmündungen seien ge­
nerell Unfallschwerpunkte. Um Unfälle zu 
vermeiden, seien gute Sichtbeziehungen 

zwischen allen Verkehrsteilnehmern un­
abdingbar. Der DVR hatte deshalb ein ge­
nerelles Parkverbot von zwei Pkw-Längen 
oder zehn Metern bis zum Schnittpunkt 
der Fahrbahnen gefordert.

Gehweg nicht für den Radverkehr

Erfreulicherweise unterstreicht die Novelle  
außerdem, dass Gehwege für den Radver­
kehr tabu sind. Durch eine Änderung der 
Bußgeldkatalog-Verordnung werden die 
Sanktionen spürbar angehoben: Für das 
Radfahren auf Gehwegen werden künftig  
statt 10  Euro bis 25  Euro in der Regel  
55 Euro Verwarnungsgeld fällig, bei Behin­
derung, Gefährdung und Sachbeschädigung 
sind Bußgeldhöhen bis zu 100  Euro  
vorgesehen. „Das ist ein richtiges Signal 
an die Rad Fahrenden, ihre Verantwortung 
für den Schutz der Fußgängerinnen und 
Fußgänger ernst zu nehmen“, so Kellner.
 

Quelle: DVR

Der Bundesrat hat der fahrradgerechten Novelle der Straßenverkehrsordnung weitgehend zugestimmt.  
Für Radfahrerinnen und Radfahrer, aber auch zu Fuß Gehende bedeutet das,  

aus Sicht des Deutschen Verkehrssicherheitsrats (DVR), mehr Sicherheit im Straßenverkehr.

Mehr Sicherheit für Rad Fahrende
Novelle der StVO 
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Save the date 

Schulgesundheitsforum am 14. November 2020 in Leipzig

Wie gewohnt, warten spannende Impulsvorträge sowie Workshops in großer Vielfalt 
auf Sie. Merken Sie sich den Termin schon jetzt vor oder schicken Sie uns eine Mail 
unter veranstaltungen@uksachsen.de. Dann wissen Sie es als Erstes, wann das Ver­
anstaltungsportal online geht und die Anmeldung startet.

Wir freuen uns auf Sie!
Das Veranstaltungsteam der UK Sachsen

Lehrkräfte sind für Kinder und Jugendliche 
wichtige Bezugspersonen. Sie rangieren  
gleich nach den Eltern, wenn es um  
Orientierung im Leben und Training von 
Alltagsfertigkeiten geht. Doch ihre Auto­
rität müssen sie sich immer wieder neu  
erarbeiten, ebenso wie es auch die Eltern 
tun müssen. Probleme entstehen dann, 
wenn sie entweder inhaltlich oder aber 
prozedural nicht auf der Höhe der Zeit 
sind. 

In einer digitalisierten Gesellschaft darf 
Schule nicht analog bleiben, so der Sozial-,  
Bildungs- und Gesundheitswissenschaftler  
Klaus Hurrelmann von der Hertie School 
of Governance. Es geht um die digitale 
Kompetenz der Lehrkräfte. Hier spitzt sich 
die Lage zu, weil die junge Generation 
mit der Digitalisierung groß wird und wie 
selbstverständlich mit Smartphone und 
Computer umgeht. Das kann man von der 
Vielzahl der Lehrerinnen und Lehrer nicht 
sagen, ja auch nicht erwarten, denn sie 
sind in Zeiten groß geworden, in denen es 
diese Möglichkeiten noch gar nicht gab.

Aber: Lehrerinnen oder Lehrer, die sich  
auf diesem Gebiet nicht auskennen, die 
zum Beispiel Unsicherheiten bei der  
Bedienung ihres eigenen Smartphones 
oder eines Computers haben, sind für die  
Kinder eine Irritation. Lehrkräfte müssen 
in der Schule mit den modernsten Tech­
niken umgehen können, sonst verlieren 
sie ihre pädagogische Autorität.

Freuen Sie sich auf einen spannenden  
Impulsvortrag von Klaus Hurrelmann.  
Außerdem: Dr. Manuela Macedonia.

Spannende Impulse, renommierte Experten
Schulgesundheitsforum am 14. November 2020 in Leipzig
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Sicher schwimmen können, ist in den sächsischen 
Lehrplänen eine formulierte lebenserhaltende 
und gesundheitsfördernde Kernkompetenz. Diese 
Broschüre ist ein Arbeitsergebnis einer gemeinsamen Initiative 
der Kultusministerkonferenz und der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung. Dieses Heft gilt als Übungshilfe für den 
Schwimmunterricht und wird ergänzt durch ein Handkartenset.

DGUV Information 202-107
Broschüre: „Schwimmen Lehren und  
Lernen in der Grundschule“
Ausgabe November 2019

Auf eine sichere und gesunde Gestaltung  
der Arbeitsbedingungen zielen Gefährdungsbe­
urteilungen ab. Doch zu Beginn müssen diese 
Arbeitsbedingungen ermittelt und dann beurteilt werden. Die 
Broschüre erläutert vertiefend diese Schritte für psychische 
Belastungen und gibt Hilfe für die konkrete Umsetzung.

DGUV Information 206-026
Broschüre: „Psychische Belastungen –  
der Schritt der Risikobeurteilung“
Ausgabe August 2019

DGUV-Regeln werden von Arbeitsschutzfach­
leuten verfasst, die den betrieblichen Alltag ihrer  
Branche kennen und wissen, wo die Gefahren  
liegen. Diese Regel bietet konkrete Hilfe bei  
Arbeitsschutzmaßnahmen in Schulen, arbeitsplatzbezogen 
und tätigkeitsbezogen. Sie hilft sowohl dem Schulhoheitsträger  
als auch dem Schulsachkostenträger, die gesetzlich vorge­
schriebenen Schutzziele zu erreichen, ebenso ein hohes Maß 
an Sicherheit und Gesundheit. Die Regel gilt sinngemäß auch 
für Horte.

DGUV Regel 102-601
Broschüre: „Branche Schule“
Ausgabe August 2019

DGUV-Regeln werden von Arbeitsschutzfach­
leuten verfasst, die den betrieblichen Alltag ihrer  
Branche kennen und wissen, wo die Gefahren  
liegen. Diese Regel bietet konkrete Hilfe bei Arbeitsschutz­
maßnahmen in Kindertageseinrichtungen, arbeitsplatzbezogen  
und tätigkeitsbezogen. Sie hilft, die gesetzlich vorgeschrie­
benen Schutzziele zu erreichen und ebenso ein hohes Maß an 
Sicherheit und Gesundheit.

DGUV Regel 102-602
Broschüre: „Branche Kindertages- 
einrichtungen“
Ausgabe Juli 2019

Schwimmen  Lehren und  Lernen  

in der  Grundschule

Bewegungserlebnisse und Sicherheit am und im Wasser

November 2019

DGUV Information 202-107
202-107
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Psychische Belastung –  

der Schritt der Risikobeurteilung

Fachinformation für die Prävention

August 2019

DGUV Information 206-026
206-026
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Branche Schule

DGUV Regel 102-601

August 2019

102-601

Branche  
Kindertageseinrichtung

DGUV Regel 102-602102-602

Juli 2019
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Neue Medien für Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz

Die Sitzung am 17. Juni 2020 fällt aus!

Die siebte Sitzung dieser Wahlperiode findet am 12. November 2020 statt.

Öffentliche Sitzung der Vertreterversammlung
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Schule:
digital & agil
Schulgesundheitsforum

Sachsen

Sonnabend, 14. November 2020
Universität Leipzig

Impulsvortrag
Prof. Klaus Hurrelmann

Gleich  
Termin  

vormerken!
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